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Schwerpunkt

Bedrohte Küsten

Deltas in Gefahr 
Bangladesch leidet unter dem Anstieg des Mee-
resspiegels und immer häufigeren Extremwetter-
ereignissen infolge des Klimawandels. Versalzung 
bedroht die Existenzgrundlage vieler Menschen 
im Delta. Das Land gibt aber nicht auf, wie Feisal 
Rahman von der Independent University in 
Dhaka schreibt. In Vietnam wurden Maßnahmen 
zum Schutz des Mekong-Deltas getroffen, der 
Hauptreisanbauregion des Landes. Auch dort 
macht sich der Klimawandel bemerkbar, wie 
Severin Peters und Christian Henckes von der 
GIZ berichten. �  Seiten 22, 28

Multilaterale Dimensionen 
Vertreibung aufgrund von Naturkatastrophen ist 
eine der größten Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts. Die Platform on Disaster Displacement, 
eine multilaterale Initiative, nimmt sich dieses 
Themas an, wie Mitarbeiter ausführen. Seegebiete 
sind geostrategisch relevant und die Kontrolle 
darüber manchmal umstritten. Der philippinische 
Journalist Alan C. Robles analysiert den Fall des 
Südchinesischen Meeres. Fehlender Zugang zum 
Meer stellt ein Entwicklungshindernis dar. Wenn 
die Nachbarn von Binnenländern nicht kooperie-
ren und keine gute Infrastruktur haben, leidet der 
Außenhandel in Entwicklungsländern ohne 
Zugang zum Meer, erklärt Kacana Sipangule von 
der Universität Göttingen.� Seiten 26, 31, 33

Neue Inseln für die Reichen 
Obwohl der Meeresspiegel steigt, dehnt sich 
Lagos in den Atlantischen Ozean aus. Grund-
stücke am Meer sind in den vergangenen Jahren 
immer beliebter geworden. Die armen Anwohner 
werden verdrängt, schreibt die Stadtaktivistin 
Olamide Udoma-Ejorh.� Seite 35

Zulasten der Fischer 
Überfischung bedroht die Bestände vor der Küste 
Westafrikas, und die Folgen der Ölförderung 
verschärfen die Probleme noch. Nnimmo Bassey 
von der nigerianischen NGO Health of Mother 
Earth Foundation beschreibt die Situation. Der-
weil warten die mexikanischen Betroffenen der 
Deepwater-Horizon-Katastrophe nach sieben 
Jahren noch immer auf Entschädigung. Laut 
Virginia Mercado und Luis A. Soto von der Uni-
versidad Autónoma del Estado de México man-
gelt es an staatlicher Unterstützung für den 
Rechtsstreit.� Seiten 37, 39

Titel: Fischer in der Lagune von Lagos.

Foto: Hannibal Hanschke/picture-alliance/dpa
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Ob Shanghai, Mumbai, Lagos, Istanbul, Buenos Aires oder New York – viele be-
deutende Städte der Welt liegen an Küsten. Das liegt unter anderem daran, dass 
für Handel und Industrie der Zugang zum Meer unerlässlich ist. Zudem sind die 
Böden – besonders an Flussmündungen – oft sehr fruchtbar, sodass große Städ-
te historisch hier schon früher relativ leicht versorgt werden konnten. 

Auch nicht-städtische Siedlungen befi nden sich oft in Meeresnähe. UN-
Daten zufolge wohnen rund 40 Prozent der Weltbevölkerung nicht weiter als 
100 Kilometer von der Küste entfernt. Historisch leben viele Menschen dort 
von Landwirtschaft, Fischfang und Handel. 

Zunehmende Bevölkerungs- und Besiedlungsdichte bedeutet aber, dass 
der Platz für Ackerbau geringer wird. Umweltverschmutzung und Überfi -
schung, die auch von internationalen Fangschiff en betrieben wird, reduzie-
ren derweil maritime Ressourcen. Die traditionellen Lebensgrundlagen der 
Menschen sind mithin nur noch eingeschränkt vorhanden. 

Wer direkt an der Küste lebt, ist zudem besonderen Bedrohungen ausge-
setzt. Unwetter, Stürme und Fluten gibt es seit jeher; wegen des Klimawandels 
nehmen aber Häufi gkeit und Wucht von Extremwetterlagen zu. Überfl utete 
Böden versalzen, sodass die Landwirtschaft beeinträchtigt und mancherorts 
sogar unmöglich wird. Auch das Grundwasser ist betroff en, was mit dem stei-
genden Meeresspiegel zusammenhängt. Wird es zu salzig, ist es für Mensch 
und Tier ungenießbar. 

Die Infrastruktur muss entsprechend verbessert und wetterfest gemacht 
werden. Das gilt für Verkehrswege und Versorgungssysteme. Nötig sind zu-
dem Deiche, Uferbefestigungen und präventive Bepfl anzung. Der Katastro-
phenschutz erfordert Sturmbunker, Frühwarnsystem und Notfallpläne. Die 
Verantwortlichen stehen also vor großen Aufgaben. 

Und das gilt nicht nur im ländlichen Raum, denn die städtischen Zen-
tren wachsen rasend schnell – besonders in Afrika. Urbane Transportsysteme, 
Strom- und Wasserversorgung, Kanalisation und Müllentsorgung sind über-
fordert. Bildungs- und Gesundheitswesen müssen ausgebaut, gute Arbeits-
plätze geschaff en werden. Um die vielfältigen Probleme in den Griff  zu be-
kommen, sind Sachverstand, Geld und solide Amtsführung nötig. Es geht um 
die typischen Aufgaben der Entwicklungspolitik: Armutsbekämpfung, Um-
weltschutz, Wirtschaftsförderung, Auf- und Ausbau von Infrastruktur und In-
stitutionen. Sie stellen sich in Küstenregionen mit besonderer Dringlichkeit. 

Die Industrieländer dürfen sich nicht aus der Verantwortung stehlen. 
Das ist nicht nur ein Gebot der Menschlichkeit. Reiche Nationen haben ein 
Eigeninteresse daran, dass Gesellschaften stabil und friedlich sind. Zudem 
profi tiert ihre Wirtschaft vom Handel mit starken Volkswirtschaften mehr als 
von dem mit armen. Obendrein sind sie die Hauptverursacher des Klimawan-
dels. Sie dürfen die Leidtragenden nicht im Stich lassen. 

Bislang wird der Begriff  „Klimafl üchtling“ nicht offi  ziell anerkannt. Das 
ist realitätsfern. Die Abwanderung aus Küstenregionen hat längst begonnen. 
In zahlreichen Erdregionen werden Landstriche durch schleichende Verän-
derungen wie extreme Hitze, langanhaltende Dürren oder Versalzung der Kü-
stenregionen dauerhaft unbewohnbar. Die Weltgemeinschaft muss sich die-
sem Problem stellen – und wäre gut beraten, präventiv zu handeln. Dafür ist 
Klimaschutz ebenso nötig wie eff ektive Entwicklungszusammenarbeit: Denn 
je besser es gelingt, 
 Lebenschancen an der 
 Küste zu erhalten und 
zu verbessern, umso 
weniger Menschen wer-
den abwandern.
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Akzeptanz statt Zwang 
Die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung wird 
auch als „Weltzukunftsvertrag“ bezeichnet. Sie ist 
zwar kein Vertrag im juristischen Sinn, gibt aber in 
weiten Teilen bereits geltendes Völkerrecht wieder. 
Markus Kaltenborn von der Ruhr-Universität 
Bochum und Heike Kuhn vom Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung analysieren die rechtlichen Dimen sionen der 
Agenda 2030.  sEitE 17

Diskriminierung
Die anglophone Minderheit in Kamerun fühlt sich 
seit jeher diskriminiert. Nun wurde aus einem Streik-
aufruf der Lehrergewerkschaft gegen frankophone 
Dominanz an den Schulen eine große Protestbewe-
gung, die das ganze Land betriff t und die Schwächen 
des politischen Systems off enbart. Auch frankophone 
Kameruner kämpfen für wahre Demokratie, Mei-
nungsfreiheit und das Recht auf Selbstbestimmung, 
schreibt der Jurist Jonathan Bashi. sEitE 13
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Millionen Menschen in Gefahr 
In Ost- und Zentralafrika bedroht eine dramatische 
Hungersnot, verstärkt durch Bürgerkriege und 
schlechte Regierungsführung, das Leben von 
Millionen Menschen. Hungersnöte kündigen sich 
langsam an und sind abwendbar, wenn rechtzeitig 
gehandelt wird, betont Christoph Schneider-Yattara 
von Brot für die Welt. Allerdings stellt die internatio-
nale Gemeinschaft bislang nur rund die Hälfte der 
benötigten Gelder zur Verfügung.  sEitE 14

sabinE balk

ist redakteurin von E+Z 

Entwicklung und Zusammenarbeit / 

D+C Development and Cooperation.
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Weltwirtschaft

Nachhaltigkeit erfordert  
gerechte Löhne

Green Economy – also ökologisch nachhal-
tiges Wirtschaften – lautet die wegweisende 
Formel für zukünftige ökonomische Entwick-
lung. Der Wissenschaftler Friedel Hütz-
Adams vom Südwind-Institut weist darauf 
hin, dass eine grüne Wirtschaft auch eine 
gerechte Bezahlung der Arbeitnehmer erfor-
dert. Die Autoren Georgios Zervas und Peter 
Spiegel setzen noch früher an. Sie plädieren 
für einen globalen Mindestlohn von einem 
Dollar pro Stunde, um weltweit Armut und 
Ausbeutung zu eliminieren.

Von Sabine Balk

Hütz-Adams betont, dass eine Transfor-
mation der Weltwirtschaft hin zu mehr 
Nachhaltigkeit nur dann gelingen kann, 
wenn ökologische Verbesserungen von 
sozialem Fortschritt begleitet werden. 
Dabei sei eine zentrale Frage, wie hoch 
die Löhne und Einkommen von Beschäf-
tigten sowie Selbstständigen weltweit 

sein müssten, damit sie existenzsichernd 
sind. Nationale Gesetzgebungen etwa über 
Mindestlöhne reichten in Entwicklungs- 
und Schwellenländern häufig nicht aus, 
um ein Einkommen zu garantieren, das 
ein menschenwürdiges Leben zulässt, so 
der Wissenschaftler. Es gebe daher viele 
Organisationen, Gewerkschaften und Un-
ternehmen, die für viele Länder und Bran-
chen versuchten, existenzsichernde Löhne 
zu ermitteln und umzusetzen. 

Laut Hütz-Adams zeugen bisherige 
Ergebnisse davon, dass es möglich ist, re-
gionalspezifisch zu definieren und fest-
zusetzen, wie hoch ein existenzsichern-
der Lohn sein muss. Dazu wendeten die 
meisten Organisationen, die sich für faire 
Entlohnung starkmachen, die sogenannte 
Ankermethode an. Diese wurde von dem 
Ökonomen Richard Anker entwickelt, der 
für die Internationale Arbeitsorganisation 
(ILO) gearbeitet hat. Ihm zufolge sind da-
für folgende Angaben zu ermitteln:

●● Kosten von nahrhafter und kosten-
günstiger Ernährung, 

●● Kosten von einfachen, akzeptablen 
Wohnbedingungen,

●● Kosten von Kleidung und Schuhen,
●● sonstige Kosten für ein angemessenes 

Leben.
Diese Kosten müssten dann auf die 

zu versorgende Haushaltsgröße des Be-
schäftigten umgerechnet werden, um ei-
nen existenzsichernden Lohn zu ermitteln. 
Hütz-Adams gibt allerdings zu bedenken, 
dass es teils sehr schwer sei, die Lebens-
haltungskosten in Entwicklungsländern zu 
berechnen. Es fehle oftmals an statistischen 
Daten zu den genannten Punkten, zudem 
variierten diese auch noch innerhalb der 
Länder oft sehr stark.

Ein Land, in dem zahlreiche Organisa-
tionen derzeit an der Umsetzung existenzsi-
chernder Löhne arbeiten, ist Bangladesch. 
Die dortige Textilindustrie konzentriert sich 
zu 80 Prozent auf die Hauptstadt Dhaka, Fo

to
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Näherinnen in 

Bangladesch 

können von ihrem 

Lohn in der Regel 

nicht angemessen 

leben. 
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wo Organisationen im Frühjahr 2016 um-
fassende Daten nach der Ankermethode 
erfassten. So wurde zum Beispiel ermittelt, 
wie hoch die Kosten für Essen und Wohnen 
sind. Die Ergebnisse sind laut Hütz-Adams 
„ernüchternd“: Ein existenzsichernder 
Lohn müsste in den Vororten Dhakas bei 
umgerechnet 177 Dollar monatlich liegen, 
im Zentrum bei 214 Dollar. Die tatsächlichen 
Löhne der Beschäftigten lägen dagegen, 
abhängig von der Qualifikation, zwischen 
69 und 83 Dollar. Zur Erreichung eines 
existenzsichernden Einkommens müssten 
die Löhne also mehr als verdoppelt werden. 

Untersuchungen zum Lohnniveau 
gibt es auch in anderen Branchen und Län-
dern, etwa für Blumen aus Kenia, Tee aus 
Malawi oder Elektronik aus China. Die Er-
gebnisse fallen sehr unterschiedlich aus, in 
den meisten Bereichen reichen die Löhne 
aber nicht aus, um die Lebenshaltungskos
ten angemessen zu decken. Noch schwerer 
sei die Erhebung fairer Preise für selbststän-
dige Bauern, erklärt Hütz-Adams. 

Ein schwieriges Unterfangen sei auch 
die Umsetzung existenzsichernder Löh-
ne, gibt der Wissenschaftler zu bedenken. 
In verschiedenen Bereichen wie dem Be-
kleidungssektor in Bangladesch gebe es 
Versuche, die Löhne Schritt für Schritt auf 
ein existenzsicherndes Niveau anzuheben. 
„Allen Beteiligten ist dabei bewusst, dass 
diese Prozesse Zeit in Anspruch nehmen“, 
resümiert er. Ein Problem in der Beklei-
dungsindustrie sei etwa, dass verschiedene 
Zwischenhändler pauschal Gewinnmargen 
auf die produzierten Textilien erheben. Das 
bedeutet, wenn ein Kleidungsstück die Fa-
brik zu einem etwas höheren Preis verlässt, 
um Arbeiter besser zu entlohnen, potenziert 
sich der Preis für den Einzelhandel um ein 
Vielfaches. Ein Beispiel: Ein Shirt würde 
dann statt drei Euro fast 16 Euro im Laden 
kosten. 

Die Einführung existenzsichernder 
Löhne sei also noch ein langer Weg, für de-
ren Umsetzung viele Akteure gefragt seien, 
betont Hütz-Adams und gibt ihnen Hand-
lungsempfehlungen mit auf den Weg. Alle 
Beteiligten der Wertschöpfungskette – von 
Unternehmen über Gewerkschaften bis zu 
Behörden – sollten Netzwerke bilden, um 
dieses Ziel zu erreichen. Dazu sollten sie 
relevante Daten systematisch und umfas-
send sammeln und öffentlich zugänglich 
machen.

Auch die Bundesregierung müsse ak-
tiv werden, fordert Hütz-Adams. Sie solle

●● deutsche Unternehmen gesetzlich 
verpflichten, existenzsichernde Löhne ent-
lang der ganzen Wertschöpfungskette zu 
zahlen,

●● bei der öffentlichen Vergabe die Zah-
lung existenzsichernder Löhne vorschrei-
ben,

●● Beschwerde- und Klagemechanismen 
schaffen, damit Betroffene bei unfairer Be-
zahlung ihre Rechte einfordern können,

●● auf internationaler Ebene rechtsver-
bindliche Standards einfordern, an die sich 
international operierende Unternehmen zu 
halten haben.

An produzierende Unternehmen und 
Einzelhandel stellt der Autor folgende For-
derungen. Sie sollen

●● ihre Beschaffungsketten so gestalten, 
dass sie die Herkunft der von ihnen einge-
kauften Produkte kennen,

●● bei den Preisvorgaben für ihre Liefe-
ranten berücksichtigen, dass in der gesam-
ten Lieferkette die Zahlung existenzsichern-
der Löhne ermöglicht wird.

Banken und Investoren sollten nach 
Ansicht von Hütz-Adams nur den Unter-
nehmen Geld zur Verfügung stellen, die 
nachprüfbare Auskünfte über ihre soziale, 
menschenrechtliche und ökologische Situa-
tion geben. Auch Verbraucher dürften nicht 
untätig bleiben und müssten Auskunft da-
rüber verlangen, ob den Menschen für die 
Herstellung der Produkte existenzsichernde 
Löhne gezahlt wurden. 

Einen Schritt vor Hütz-Adams’ Überle-
gungen setzen die Autoren Georgios Zervas 
und Peter Spiegel an. Der Unternehmensbe-
rater und der Zukunftsforscher haben eine 
bestechend einfache Lösung zur Bekämp-
fung von extremer Armut gefunden: einen 
globalen Mindestlohn von einem Dollar pro 
Stunde. Diese Lohnuntergrenze sei netto, 
stellen die Autoren klar – also zuzüglich der 
staatlich festgelegten Abgaben und Steu-
ern – und sie dürfe nirgendwo unterschrit-
ten werden. Dadurch ließen sich mit einem 
Schlag die schlimmsten Formen ausbeute-
rischer Sklavenarbeit weltweit beseitigen. 
Dieser Mindestlohn sei selbstverständlich 
für Entwicklungs- und Schwellenländer ge-
dacht, in denen es keinen oder einen extrem 
niedrigen Mindestlohn gebe, so die Autoren. 

Als Beispiel nennen Zervas und Spie-
gel ebenfalls die Textilbranche in Bangla-

desch. Für sie gelte ein Mindestlohn von 
50 Dollar pro Monat, das entspreche einem 
Stundenlohn von 15 bis 20 Cent. Ein Min-
destlohn von einem Dollar würde einen 
wirklichen Unterschied machen. Dass ein 
Mindestlohn nicht in allen Branchen, ins-
besondere nicht im landwirtschaftlichen 
Bereich, umsetzbar sei, geben die Autoren 
allerdings zu. 

Neben der Steigerung der Einkommen 
der Beschäftigten gibt es Zervas und Spie-
gel zufolge den weiteren positiven Effekt, 
dass dem Wettbewerb um billige Löhne 
innerhalb der Entwicklungsländer Einhalt 
geboten werde. Das Abwandern ganzer In-
dustriezweige in immer noch „billigere“ 
Länder würde sich wohl deutlich reduzie-
ren. Die Frage, ob solch ein radikaler Schritt 
wirtschaftlich überhaupt vertretbar sei, be-
antworten die Autoren deutlich mit Ja. Das 
Zauberwort heiße Wettbewerbsneutralität. 
Das bedeutet, wenn alle Unternehmen in 
der gleichen Weise einen Mindestlohn von 
einem Dollar bezahlen müssten, würde der 
Wettbewerb nicht verzerrt.

Des Weiteren ist ein Mindestlohn laut 
Zervas und Spiegel das „wirkungsvollste al-
ler vorstellbaren Konjunkturprogramme für 
die Weltwirtschaft“, weil die Armen nahezu 
alles Geld, das sie verdienten, gleich wie-
der ausgeben und in den Wirtschaftskreis-
lauf zurückbringen würden. Ein globaler 
Mindestlohn könne auch eine Bremse für 
Arbeitsflucht darstellen, weil sich für viele 
Arme eine bessere Lebensgrundlage im ei-
genen Land eröffnen würde.

 Das große Problem an der Idee von 
Zervas und Spiegel ist sicherlich die Umset-
zung. Dazu äußern sich die Autoren nur am 
Rande und fordern, dass die ILO den Min-
destlohn beschließen und seine Umsetzung 
überwachen soll. Initiiert werden sollte er 
durch eine möglichst breite Koalition aus 
Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Politik.

Buch und Link

Zervas, G. und Spiegel, P., 2016: Die 1-Dollar- 

Revolution. Globaler Mindestlohn gegen 

Ausbeutung und Armut. Piper, München/Berlin.

Hütz-Adams, F., 2017: Nachhaltigkeit 

erfordert Gerechtigkeit. Die Bedeutung 

existenzsichernder Löhne und Einkommen für 

eine Green Economy.

http://www.suedwind-institut.de/fileadmin/

fuerSuedwind/Publikationen/2017/2017-03_

Nachhaltigkeit_erfordert_Gerechtigkeit.pdf

http://www.suedwind-institut.de/fileadmin/fuerSuedwind/Publikationen/2017/2017-03_Nachhaltigkeit_erfordert_Gerechtigkeit.pdf
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AIIB

Fehlende Standards

2016 nahm die von China initiierte Asiatische 
Infrastrukturinvestmentbank (AIIB) ihre Ge-
schäfte auf. Zivilgesellschaftliche Organisati-
onen kritisieren, dass das multilaterale Fi
nanzinstitut bei seinen Fördermaßnahmen auf 
Menschenrechtsverletzungen keine Rück-
sicht nehme. Deutsche Politiker hoffen hinge-
gen, positiv auf die AIIB einwirken zu können.

Von Lea Diehl

Verglichen mit seiner Wirtschaftskraft ist 
China in den etablierten internationalen Fi-
nanzinstitutionen (IFI) unterrepräsentiert, 
während die USA, die EU-Länder und Japan 
den Ton angeben. Die Gründung der AIIB 
war eine Antwort darauf – und ein Versuch, 
den politischen und wirtschaftlichen Ein-
fluss Pekings zu vergrößern. 

Die AIIB soll die soziale und wirt-
schaftliche Entwicklung vor allem in Asien 
vorantreiben, indem sie langfristige Infra-
strukturfinanzierungen ermöglicht, die es 
ohne sie nicht gebe. Die Bank setzt auf öf-
fentliche und private Investitionen und will 
regionale Kooperationen stärken.

Die AIIB wird von europäischen Staa-
ten mitgetragen. Deutschland ist der größte 
europäische Anteilseigner mit 4,1 Prozent 
der Stimmrechte. Umwelt- und Menschen-
rechtsorganisationen wie urgewald sind der 
Meinung, dass Deutschland deshalb eine 
besondere Verantwortung für die Bank trägt.

Aus Sicht von urgewald braucht die 
AIIB angemessene Sozial- und Umweltstan-
dards und muss diese auch einhalten. An 
beidem mangele es. Als Beispiel nennen 
Kritiker ein „Slum Upgrading Project“ in In-
donesien, das die AIIB gemeinsam mit der 
Weltbank finanziert. Vor allem Frauen und 
Indigene seien bei der Slum-Räumung von 
Menschenrechtsverletzungen betroffen. 
Umwelt- und Menschenrechtsorganisati-
onen beklagen schon lange, die Sozial- und 
Umweltstandards der etablierten IFI seien 
unzureichend. Nun sagen sie, die AIIB un-
terbiete diese noch.  

Die AIIB arbeitet vielfach mit etab-
lierten IFIs zusammen. Dennoch stehe sie 
mit diesen in Konkurrenz, sagt Arntraud 

Hartmann, die bei der Asiatischen Entwick-
lungsbank (ADB) einem Gremium zur Über-
wachung der Standards angehört. Sie warnt 
davor, dass das Werben um Kunden langfri-
stig allgemein zur Senkung von Standards 
bei allen multilateralen Banken führe.  

Bei Energievorhaben sind die Richtli-
nien der AIIB beispielsweise schwächer als 
die der Weltbank. Die AIIB schließt die Förde-
rung von Kohle- und Atomenergie nicht aus. 
Derweil beteuert AIIB-Präsident Jin Liqun, 
die Arbeit der Bank sei „schlank, sauber und 
grün“ („lean, clean and green“).

Stephanie Fried von der hawaiia-
nischen Organisation Ulu Foundation ur-
teilt, die AIIB schreibe sich große Begriffe 
auf die Fahnen, in der Geschäftspraxis hät-
ten diese aber wenig Bedeutung. Ihr zufolge 
mangelt es an Transparenz und zuverläs-
sigen Kontrollmechanismen. 

Experten bei einer von urgewald orga-
nisierten Veranstaltung zur AIIB im März in 
Berlin teilten diese Einschätzung. Mehrfach 
wurde gefordert, die AIIB müsse ihre Anteils- 
eigner und die Zivilgesellschaft stärker in 
Vorhaben und Evaluation einbinden.  

Fragwürdiger Kooperationspartner

Deutsche Bundestagsabgeordnete hoffen 
derweil, auf die AIIB positiv einwirken zu 
können. Manfred Zöllmer von der SPD  sieht 
durch die deutsche Beteiligung die Chance, 
Druck auf Peking auszuüben, um künftig an-
gemessene Standards zu etablieren. Er räumt 
jedoch ein, dass dies Zeit brauche. „Die AIIB 
muss Standards einhalten, die ja nicht nor-
mal in China sind und die sie auch nicht ge-
wohnt sind“, sagt Zöllmer, der dem Finanz-
ausschuss des Bundestages angehört. 

Der Unionspolitiker Philipp Murmann 
urteilt, die AIIB könne künftig Investitionen 
ermöglichen, die die ADB nicht abdeckt. Es 
bestehe etwa großer Bedarf an der Förde-
rung von Bildung und Gesundheit im länd-
lichen Raum. Dass Deutschland als AIIB-
Anteilseigner wirklich viel Einfluss ausüben 
könne, bezweifelt Thomas Gambke (Grüne). 
Er denkt aber, dass europäische Länder ih-
ren Einfluss vergrößern könnten, wenn sie 
als Anteilseigner zusammenhielten.

„Die AIIB wird versuchen, sich zu ver-
bessern“, verspricht der AIIB-Pressespre-
cher Yuanjiang Sun. Er weist darauf hin, 
dass die AIIB noch in der Entstehung sei 
und an Standards sowie Strategien arbeiten 
wolle. Fo
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Zu den Sozialstandards der neugegründeten 

AIIB gibt es noch viele offene Fragen. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/lea-diehl
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Ungleichheit

Geld und Macht umverteilen

Trotz Fortschritten in vielen Bereichen wie 
der Bekämpfung von Hunger und Armut 
nimmt die soziale Ungleichheit weltweit 
nicht etwa ab, sondern zu. Das schadet der 
ganzen Gesellschaft, denn Ungleichheit 
unterhöhlt den sozialen Zusammenhalt und 
das Vertrauen in Politik und Demokratie, 
bremst das Wirtschaftswachstum und ver-
hindert Aufstiegschancen. Arme und reiche 
Länder sind gleichermaßen betroffen.

Von Katja Dombrowski

Nach Schätzungen von Oxfam leben 70 
Prozent der Weltbevölkerung in Ländern, 
in denen die Kluft zwischen Arm und 
Reich in den vergangenen 30 Jahren grö-
ßer geworden ist. Betroffen sind Entwick-
lungs- und Schwellenländer ebenso wie 
Industrieländer. Die wachsende Einkom-
mens- und Vermögensungleichheit stellt 
in den Augen der internationalen NGO 
eins der größten globalen wirtschaftli-
chen, sozialen und politischen Probleme 
dar. Und auch das Weltwirtschaftsforum 
beschreibt „gravierende Einkommensdis-
paritäten“ als eins der Schlüsselrisiken des 
kommenden Jahrzehnts. 

Ungleichheit wirkt sich auf zahl-
reiche Lebensbereiche aus, zum Beispiel 
auf die Lebenserwartung, Bildungschan-
cen und Gesundheit. Zudem verstärkt sie 
Oxfams Erkenntnissen zufolge andere be-
stehende Ungleichheiten, etwa aufgrund 
von Geschlecht, ethnischer Zugehörigkeit 
oder Religion. Auch nähmen in Ländern 
mit wachsender Einkommenskluft Kri-
minalität und gewaltsame Konflikte zu. 
Entgegen früherer Annahmen sei wach-
sende Ungleichheit schädlich für das Wirt-
schaftswachstum und vermindere dessen 
armutsmindernde Wirkung.

Die Weltgemeinschaft hat das Pro-
blem erkannt und die Bekämpfung der Un-
gleichheit zu einem der 2015 verabschie-
deten Sustainable Development Goals 
(SDGs) gemacht. Um es zu erreichen, müs-
sen laut Oxfam Geld und Macht radikal 
umverteilt werden. „Regierungen können 
die Schere zwischen Arm und Reich schlie-
ßen, indem sie sich vom reinen Markt-
glauben lossagen und sich den Interessen 
mächtiger Eliten entgegenstellen“, heißt 
es in der im Februar erschienenen aktua-
lisierten Zusammenfassung des Oxfam-
Berichts „Even it up – time to end extreme 

inequality“ von 2014. Nur so könnten ge-
rechte Chancen für alle entstehen.

In einem Zehn-Punkte-Programm 
fordert Oxfam den Aufbau eines transpa-
renteren wirtschaftlichen und politischen 
Systems, das die Rechte aller Bürger sichert. 
Dazu gehören unter anderem Regulierung 
und faire Besteuerung, weltweit gesetzliche 
Mindestlöhne in existenzsichernder Höhe, 
Sozialtransfers und kostenfreie Bildung und 
Gesundheitsfürsorge.

Ein großes Problem sieht die NGO in 
internationalen Steuerschlupflöchern. Ent-
wicklungsländer verlören durch Steuerver-
meidung multinationaler Konzerne jährlich 
mindestens 100 Milliarden Dollar an Steu-
ereinnahmen (siehe auch E+Z/D+C 2017/3,  
S. 12). So werde Bangladesch jährlich um  
310 Millionen Dollar gebracht – genug, um 
ein Fünftel der Ausgaben für Grundbildung 
zu finanzieren.

Besonders wichtig sei es auch, Chan-
cengleichheit für Frauen zu schaffen, denn 
Geschlechter- und Einkommensungleich-
heit hingen eng zusammen. Studien zufol-
ge erreichten in stark ungleichen Gesell-
schaften weniger Mädchen einen höheren 
Schulabschluss, seien weniger Frauen in 
Parlamenten vertreten, und das Lohngefäl-
le zwischen den Geschlechtern sei größer. 
Beispielsweise hätten die ärmsten auf dem 
Land lebenden Frauen in Äthiopien eine 
sechsmal geringere Chance, jemals eine 
Schule zu besuchen, als die reichsten Män-
ner in der Stadt. 

Oxfam fordert unter anderem gleiche 
Rechte für Männer und Frauen, etwa bei 
Erb- und Landrechten, eine gerechtere Auf-
gabenverteilung zwischen den Geschlech-
tern und einen finanziellen Ausgleich für 
unbezahlte Pflege- und Betreuungsdienste.

Befragungen zufolge lehnen Men-
schen weltweit starke Ungleichheit als un-
fair, unmoralisch und schlecht für die Ge-
sellschaft ab. Das zeigt sich aktuell etwa an 
Diskussionen zu exorbitanten Managerge-
hältern in Deutschland und Europa und zu 
korrupten, sich bereichernden „Eliten“ welt-
weit. Regierungen müssten also lediglich 
auf ihre Bürger hören, so Oxfam, und stärker 
steuernd und regulierend eingreifen. 

Link

Oxfam, 2014: Even it up – time to end extreme 

inequality.

https://www.oxfam.de/system/files/20141029-

even-it-up-extreme-inequality.pdf Fo
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Einkommensungleichheit 

verstärkt andere bestehende 

Ungleichheiten, etwa 

aufgrund ethnischer 

Zugehörigkeit: Viele 

Angehörige ethnischer 

Minderheiten in Thailand 

brauchen bei 

Behördengängen einen 

Dolmetscher. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/katja-dombrowski
https://www.oxfam.de/system/files/20141029-even-it-up-extreme-inequality.pdf
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Autoritäre Herrschaft

Prinzipien einhalten

Im Iran ist die Menschenrechtslage seit dem 
Atomabkommen von 2015 schlechter gewor-
den. Die USA, Deutschland, Frankreich, Bri-
tannien, Russland und China hatten dem 
Land das Ende von Wirtschaftssanktionen im 
Gegenzug für den Stopp des Atompro-
gramms zugesagt. Nun müssen westliche 
Regierungen darauf dringen, dass Teheran 
die Menschenrechte einhält. Firmen, die dort 
Geschäfte machen, sollten auch darauf ach-
ten, fordert Amnesty International (AI).

Von Ellen Thalman

Einem aktuellen AI-Bericht zufolge haben 
staatliche Stellen im Iran 2016 die Unterdrü-
ckung von Menschenrechtsverteidigern ver-
schärft. Festnahmen friedlicher Demons-
tranten und unfaire Gerichtsverhandlungen 
würden derweil zunehmend mit Sorge um 
die nationale Sicherheit begründet. Folter 
sei verbreitet, und 2016 seien Hunderte hin-
gerichtet worden. Das Regime unterbinde 
auch Diskriminierung und Gewalt gegen 
Frauen sowie gegen ethnische und religiöse 
Minderheiten nicht. Laut AI wertet die Jus
tiz Kritik an der Menschenrechtslage und 
diesbezügliche Kontakte zu den UN und 
anderen internationalen Organisationen als 
kriminell. 

Aus Sicht von Menschenrechtsakti-
visten kann das Atomabkommen zur Freikar-
te werden, die dem Iran erlaubt, Verpflich-
tungen zu vernachlässigen, die dem Land aus 
internationalen Verträgen über Menschen-
rechte erwachsen. Iran hat unter anderem 
den Internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte und die UN-Kinder-
rechtskonvention unterzeichnet. 

Das Land kann sich auf dem Weltmarkt 
nun wieder dringend benötigte Güter und 
Technik beschaffen. Seinen Handelspartnern 
winken hohe Umsätze und Gewinne. René 
Wildangel von AI fordert aber, den Neustart 
als „Chance zur Verbesserung der Menschen-
rechtslage“ zu nutzen. Westliche Regie-
rungen müssten Druck machen. Erweiterung 
und Vertiefung von Wirtschaftsbeziehungen 
sollten an Bedingungen geknüpft werden. 
So könnten beispielsweise Delegationen von 
Parlamentsmitgliedern aus Deutschland und 
anderen europäischen Ländern darauf beste-
hen, politische Gefangene zu besuchen. 

Auch Ali Fathollah-Nejad erkennt der-
artigen Handlungsspielraum. Er arbeitet für 
die Deutsche Gesellschaft für Auswärtige 
Politik (DGAP) sowie die Harvard Kennedy 
School. Er urteilt, die Eliten im Iran wüssten, 
dass sie den Westen brauchen – unter ande-
rem wegen Technologie und Know-how. 

Das iranische Regime weiß aber, dass 
andere autoritäre Regime mit westlichen 
Ländern Geschäfte machen, ohne wegen 
Menschenrechtsverletzungen nennens-
werte Konsequenzen fürchten zu müssen. 
Fathollah-Nejad findet, der Westen müsse 
„kreativ denken“ und neue Wege zu finden, 
um auf die Menschenrechtslage im Iran 
Einfluss zu nehmen. 

Der Politikwissenschaftler warnt aber 
davor, wieder lähmende Sanktionen zu be-
schließen. Das würde nur die Hardliner 
stärken. Bei einer DGAP-Veranstaltung in 
Berlin Ende Februar waren sich Iran-Exper-
ten einig, dass die Drohungen von US-Prä-
sident Donald Trump, das Atomabkommen 
zu widerrufen, nicht hilfreich sind. 

Fathollah-Nejad findet, westliche Re-
gierungen folgten in der Nahost- und der 
Nordafrikapolitik dem „Paradigma autori-
tärer Stabilität“. Die Unterstützung von Dik-
taturen führe – wie der arabische Frühling 
dramatisch gezeigt habe – nicht zu dauer-
hafter Stabilität. Erschwerend komme hin-
zu, dass die Kooperation mit autoritären Re-
gimen oft nur kleinen Eliten Vorteile bringe. 

Das gilt auch für die neuen interna
tionalen Wirtschaftskontakte des Iran. Laut 
einer Analyse der Nachrichtenagentur Reu-
ters betrafen bislang von 110 Abkommen 
mit einem Gesamtwert von 80 Milliarden 
Dollar 90 Abkommen staatliche oder staat-
lich kontrollierte Unternehmen im Iran. 
Selbst Ayatollah Chamenei, der Oberste Re-
ligionsführer, sei beteiligt gewesen. 

Die Fachwelt rechnet nicht damit, 
dass sich die Menschenrechtslage im Iran 
vor den Präsidentschaftswahlen im Mai ver-
bessert. Amtsinhaber Hassan Rouhani will 
wiedergewählt werden. Hardliner werden 
ihm Schwäche vorwerfen und klagen, sein 
Atomabkommen habe Massen von Iranern 
nichts gebracht.

Iran-Beobachter finden indessen auch 
Trends zu populistischer Politik in west-
lichen Ländern alarmierend – besonders in 
den USA. Sie sind sich einig, dass die Lage 
für Menschenrechtsverteidiger in autoritär 
regierten Ländern umso schwieriger wird, 
je weniger westliche Länder ihre demokrati-
schen Prinzipien selbst ernst nehmen.

Link

Amnesty International: Annual Report – Iran 

2016/2017.

https://www.amnesty.org/en/countries/middle-

east-and-north-africa/iran/report-iran/ Fo
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Präsident Hassan Rouhani hofft, im Mai wiedergewählt zu werden. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/ellen-thalmann
https://www.amnesty.org/en/countries/middle-east-and-north-africa/iran/report-iran/
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Krisen

Von der Welt vergessen 

Beim Fundraising kommt den Medien eine 
wichtige Rolle zu, denn mit ihrer Berichter-
stattung beeinflussen sie das Spendenver-
halten der Bevölkerung sowie das Handeln 
der Politiker. Leider gibt es weltweit viele Kri-
sen, die es nicht in die Nachrichten schaffen, 
beklagt die Hilfsorganisation CARE.

Von Dagmar Wolf

In dem Bericht „Suffering in silence“ rich-
tet CARE den Fokus  auf die zehn humani-
tären Krisen, die 2016 am wenigsten Echo 
in den Medien fanden. Zu den vernachläs-
sigten Krisen zählt die Lage in Eritrea. Das 
Land sei größtenteils von der Außenwelt 
abgeschnitten, Journalisten und Hilfsorga-
nisationen hätten kaum Zugang zu humani-
tären Daten. Nach UN-Schätzungen haben 
rund 2 Millionen Menschen keinen adäqua-
ten Zugang zur Nahrungsmittelversorgung, 
etwa 50 Prozent aller Kinder sind aufgrund 
von Mangelernährung in ihrem Wachstum 
beeinträchtigt. Monatlich fliehen rund  
5000 Eritreer vor Konflikten, der Wirt-
schaftskrise und dem lebenslangen Militär-
dienst aus ihrem Land.

Als weiteres Land listen die Autoren 
Burundi auf. Hier habe sich ein politischer 
Konflikt seit 2015 zu einer Krise ausgeweitet, 

in der 3 Millionen Menschen auf humani-
täre Hilfe angewiesen seien. Aufgrund von 
gewalttätigen Konflikten könnten Bauern 
ihr Land nicht mehr bestellen, und Frauen 
und Kinder hätten keinen Zugang zu grund-
legenden sozialen Versorgungsleistungen 
wie Gesundheitsversorgung, Nahrungshilfe, 
Wasser- und Sanitärversorgung. Inzwischen 
seien 130 000 Menschen innerhalb des Lan-
des auf der Flucht, 300 000 suchten Schutz 
in Nachbarländern.

Auch Nordkorea gehöre zu den Län-
dern, über die 2016 kaum berichtet wurde. Es 
dringen nur wenige Informationen über die 
humanitäre Situation der Menschen nach 
außen. Schätzungen zufolge haben aber  
70 Prozent der Menschen nicht genug zu essen. 

Über die Demokratische Republik Kon-
go, wo seit über 20 Jahren ein bewaffneter 
Konflikt tobt, wurde ebenfalls wenig berich-
tet. Die zunehmende Gewalt im Jahr 2016 
lasse wenig Hoffnung auf einen baldigen 
Frieden. Viele Kinder und Heranwachsende 
kennten nichts anderes als Krieg und Gewalt. 

Das Land befinde sich in einer zuneh-
menden humanitären Krise. Der andauernde 
Kampf zwischen bewaffneten Gruppen, die 
Dürre und die Auswirkungen des Klima- 
phänomens El Niño sowie die Flüchtlings-
ströme aus den benachbarten Ländern Bu-

rundi, Zentralafrikanische Republik und 
Südsudan würden die ohnehin desaströsen 
Lebensbedingungen der Menschen noch 
weiter verschlechtern, warnen die Autoren.

Diese und weitere Krisen – etwa in Ma-
dagaskar, am Tschadseebecken, in Bangla-
desch, Papua-Neuguinea, der Zentralafrika-
nischen Republik und im Sudan – dürften 
nicht vom medialen Schirm rutschen, denn 
„Krisen vergessen heißt Menschen verges-
sen“. So lautet die gleichnamige Kampagne, 
mit der CARE gemeinsam mit zehn wei-
teren deutschen Hilfsorganisationen und 
dem Auswärtigen Amt auf das Schicksal von 
Millionen Menschen aufmerksam machen. 
Diese benötigten dringend Hilfe zum Über-
leben. Um diese zu ermöglichen, fordert 
CARE:

●● Konfliktsituationen müssen beendet 
werden. Hierzu müssen sich Politiker ihrer 
Verantwortung stellen, und der UN-Sicher-
heitsrat muss reformiert werden.

●● Es müssen mehr Finanzmittel zur Ver-
fügung gestellt werden: Große humanitäre 
Katastrophen dürfen nicht länger ignoriert, 
Finanzierungsentscheidungen nicht länger 
von politischen Interessen abhängig ge-
macht werden.

●● Das humanitäre Völkerrecht muss ein-
gehalten werden: Angriffe auf Helfer müs-
sen gestoppt, Verbrechen gegen das Völker-
recht geahndet werden.

●● Die Rolle lokaler Verantwortlicher 
muss gestärkt werden: Sowohl nationale 
als auch lokale Katastrophenabwehrkapazi-
täten müssen gestärkt werden.

●● Frauen müssen als Agenten des Wan-
dels engagiert werden: Obwohl Frauen am 
stärksten von Konflikten betroffen sind, 
seien beispielsweise 2013 nur ein Prozent 
aller Finanzmittel für fragile Staaten in Frau-
engruppen geflossen, und das, obwohl hu-
manitäre Aktionen am erfolgreichsten seien, 
wenn sie sich direkt an Frauen wenden.

●● Die Rolle der Medien muss gestärkt 
werden: Massive Budgetkürzungen haben 
dazu geführt, dass immer weniger Journa-
listen von vor Ort berichten können. 

Links

CARE, 2017: Suffering in silence: The 10 most 

under-reported humanitarian crises of 2016.

http://insights.careinternational.org.uk/media/

k2/attachments/REPORT_Suffering_in_

Silence_web_version.pdf

Kampagne #nichtvergesser:

http://www.nichtvergesser.de Fo
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Burundi kommt 

nicht zur Ruhe: 

Protestmarsch 

gegen die Regierung 

in Bujumbura im 

Februar. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/dagmar-wolf
http://www.nichtvergesser.de


 

 
 

 
Einladung zur Einreichung von Beiträgen 

Konferenz 2017 

Ungleichheit – Ursachen und Folgen 

Eidgenössische Technische Hochschule Zürich, Zentrum für Entwicklung und Kooperation, Zürich, Schweiz 

11.-12.September, 2017 
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Forschern, Praktikern sowie politischen Entscheidungsträgern und bietet eine Plattform für die 
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Forschung und Entwicklungspraxis geehrt werden.  
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Maisernte in Gefahr

Eine neue Plage bedroht den Maisanbau in 
mehreren afrikanischen Ländern und ge-
fährdet die Ernährungssicherheit. Es han-
delt sich um den sogenannten Heerwurm, 
der eigentlich eine Art Motte ist, deren 
Raupen sich durch die Felder fressen. Die 
Parasiten sind in Nord- und Südamerika 
beheimatet und wurden 2016 zum ersten 
Mal in Afrika gesichtet. Sie kommen aber 
inzwischen in Westafrika ebenso wie im Sü-
den und Osten des Kontinents vor; so etwa 
sind Ghana, Nigeria, Südafrika und Sambia 
davon betroffen. 

Der wissenschaftliche Name des 
Heerwurms lautet Spodoptera frugiperda. 
Die Raupen dieser Motte fressen fast alles: 
Mais, Soja, Erdnüsse und Kartoffeln. Am 
schlimmsten sind die Auswirkungen auf 
Mais. Junge Pflanzen sterben ab, und bei 
älteren Pflanzen wird der Maiskolben von 
innen her zerstört. Die Bauern merken 
deswegen zu spät, dass ihre Felder infiziert 
sind. Abhängig vom Grad des Befalls wer-
den zwischen 15 Prozent und 73 Prozent der 
Ernte vernichtet. 

Die UN Food and Agriculture Orga-
nization (FAO) veranstaltete Mitte Februar 
in Harare, Simbabwe, eine Krisensitzung. 
Mindestens sieben Länder des südlichen 
Afrikas sind inzwischen betroffen. Zusam-
men macht dies über  
70 Prozent der Bevölkerung dieser Region 
aus. Laut David Phiri, Regionalkoordina-
tor der FAO, ist der „Heerwurm eine neue 
Bedrohung im südlichen Afrika. Wir sind 
sehr besorgt bezüglich des Aufkommens, 

der Intensität und Verbreitung dieser 
Plage. Es ist nur eine Frage der Zeit, bis 
ein Großteil der Region betroffen ist.“  

Bei der Krisensitzung einigten 
sich 16 afrikanische Länder auf Akti-
onspläne. Mit Hilfe von Frühwarnsyste-
men und Bereitschaftsplänen wollen 
sie Nutzpflanzenplagen und Nutz-
tierkrankheiten in der Region besser 
bewältigen.

Laut Sambias Landwirtschafts
ministerin Dora Siliya hat der Heer-
wurm bis Mitte Februar bereits rund 
124 000 Hektar kultivierte Maisfelder 
des Landes vernichtet. Diese Zerstö-
rung kann zu Nahrungsknappheit 
in Sambia und den Nachbarländern 
Malawi und Simbabwe führen, die auf 
Importe aus Sambia angewiesen sind. 
In der aktuellen Erntesaison hat der 
Heerwurm auch Maisfelder in Malawi 
zerstört. Sambias Präsident Edgar Lun-
gu befahl der Luftwaffe, Chemikalien zu 
verteilen, um die Plage unter Kontrolle 
zu bekommen. Doch nicht alle Bauern 
haben Zugang zu diesen Chemikalien. 
Die Bäuerin Maria Chilonga berich-
tet, dass sie stattdessen Waschmittel 
nutzen musste. „Ich habe das Wasch-
pulver auf die Maisblätter geschmiert“, 
berichtet sie. „Einige Würmer starben, 
aber der Großteil meiner Ernte wurde 
zerstört.“

Humphrey Nkonde 

ist Journalist und 

Medienwissenschaftler.  

Er lebt in Ndola, Sambia. 

zpeopleandplaces@

gmail.com
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Der Maghreb ist gefährdet

Ohne nachhaltigen wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritt ist die politische Stabili-
tät im Maghreb gefährdet. Für die Sicherheit 
Europas hätte dies fatale Folgen.

Von Nassir Djafari

Vor mehr als sechs Jahren nahm die „Ara-
bellion“ in einer tunesischen Provinzstadt 
ihren Anfang und verbreitete sich rasant in 
der gesamten arabischen Welt. Millionen 
Menschen gingen gegen soziale Ungerechtig-
keit, Despotie und Korruption auf die Straße. 
Europa applaudierte und setzte große Hoff-
nungen in den demokratischen Wandel. Tu-
nesien ist es als bisher einzigem arabischen 
Land gelungen, seinen Diktator nicht nur zu 
stürzen, sondern durch eine funktionierende 
Demokratie zu ersetzen. 

In Marokko hielt sich der König an der 
Macht, weil er punktuelle Reformen durch-
führte. In Algerien war die Bevölkerung von 
dem fast zehnjährigen Bürgerkrieg während 
der 1990er-Jahre noch zu erschöpft, um voll-
ends aufzubegehren. Libyen zerfiel als Staat 
und wurde zum Risiko für die gesamte Re-
gion. Durch die eskalierende Gewalt in Sy-
rien und Irak gerieten die Maghrebstaaten 
allerdings bald wieder aus dem Blickfeld der 
Weltöffentlichkeit. Erst als sich in Europa 
Anschläge häuften, an denen Attentäter aus 
dem Maghreb maßgeblich beteiligt waren, 
wurde deutlich, dass sich in Nordafrika et-
was zusammenbraut, was Europa unmittel-
bar bedroht. 

An den sozialen Verhältnissen, die 
2011 zu Massenprotesten geführt hatten, hat 
sich indessen nichts verändert. Tunesien 
steht heute wirtschaftlich noch schlechter 
da als 2011. Die verschärfte Sicherheitslage 
hat zu einem Rückgang des Tourismus, der 
Haupteinnahmequelle des Landes, geführt. 
In allen drei Ländern herrscht durch eine 
extrem hohe Jugendarbeitslosigkeit und 
die Gängelung durch korrupte staatliche 
Behörden eine Atmosphäre der Hoffnungs-
losigkeit. Zwar leiteten die Regierungen Re-
formen ein, die aber aus Furcht vor erneuten 
sozialen Erhebungen halbherzig blieben. So 

scheut sich etwa Algerien, eine notwendige 
Steuerreform durchzuführen und die kaum 
noch finanzierbaren Subventionen für Nah-
rungsmittel und Treibstoff abzubauen. In 
Tunesien scheitert eine Reform der öffentli-
chen Verwaltung daran, dass die Regierung 
davor zurückschreckt, die extrem hohe Zahl 
der Staatsangestellten zu reduzieren.

Derweil türmen sich die sozialen Pro-
bleme der Menschen weiter auf und entla-
den sich erneut in Massendemonstrationen. 
In Tunesien brachen im Januar 2016 die 
heftigsten sozialen Unruhen seit 2011 aus. 
Auch in Marokko und Algerien kam es wegen 
Schikanen der Behörden und Kürzung von 
Subventionen für Güter des täglichen Be-
darfs zu gewaltsamen Auseinandersetzungen 
zwischen Demonstranten und Polizei. Es ist 
nur eine Frage der Zeit, wann die Proteste es-
kalieren. Heute ist das politische Gemisch in 
der Großregion mit ISIS, den Bürgerkriegen 
im Nahen Osten sowie dem Chaos in Libyen 
sogar noch explosiver als vor der Arabellion. 

Die Politik der EU und ihrer Mitglieds-
länder gegenüber dem Maghreb indessen ist 
stark von innenpolitischen Zielen geprägt. 
Sie konzentriert sich darauf, abgelehnte 
Asylbewerber und Straftäter aus der Region 
in ihre Heimatländer zurückzuführen, bila-
terale Rücknahmeabkommen zu schließen 
und Auffangzentren für Flüchtlinge in Nord
afrika zu installieren. Nebenbei erwähnt die 
EU, dass die Länder mehr Entwicklungshilfe 
erhalten sollen. Sie droht aber auch immer, 
diese den betreffenden Ländern zu strei-
chen, wenn sie nicht kooperieren. 

So berechtigt die derzeitige Debatte 
innenpolitisch ist, so kurzsichtig wäre die 
Ausblendung der Risken eines wirtschaftlich 
geschwächten und politisch gefährdeten Ma-
ghreb für Europa. Um diesen Gefahren zu be-
gegnen, ist eine konzertierte Aktion von EU 
und Mitgliedsländern, allen voran Deutsch-
land und Frankreich, notwendig, um dazu 
beizutragen, den sozialen Sprengstoff zu 
entschärfen. Hierzu bedarf es zur Unter-
stützung einer nachhaltigen und inklusiven 
wirtschaftlichen Entwicklung eines Instru-
mentenmixes, der über die Entwicklungszu-

sammenarbeit hinausgeht. Denn die EU ist 
mit Abstand der wichtigste Handelspartner 
der drei nordafrikanischen Länder.

Eine engere wirtschaftliche Zusam-
menarbeit, insbesondere der Abbau von 
Handelshemmnissen, kann dem Privat-
sektor neue Spielräume eröffnen und dazu 
beitragen, Arbeitsplätze zu schaffen und 
damit der enttäuschten Jugend Perspekti-
ven im eigenen Land zu bieten. Dabei sollte 
die Politik mehr auf Dialog als auf Konditio-
nalitäten oder gar Drohungen setzen. Denn 
Europa ist mehr denn je auf Frieden und 
Stabilität in Nordafrika angewiesen.

Nassir Djafari 
ist Ökonom und 

freier Autor.
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Junge Tunesier protestierten im Februar 2016 

vor dem Arbeitsministerium gegen 

Arbeitslosigkeit.
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Marginalisierung

Anglophone 
Bevölkerung 
benachteiligt

Auf den ersten Blick ist Kamerun ein leuch
tendes Beispiel für ein afrikanisches Land, 
das es geschafft hat, verschiedene poli-
tische, historische und kulturelle Identitäten 
in einer gemeinsamen Nation zu vereinen. 
Doch die jüngsten Spannungen in den anglo-
phonen Regionen des Landes offenbaren die 
Schwächen des politischen Systems und 
haben eine ernste Krise ausgelöst. Sie hat 
ihren Ursprung in jahrelanger Unzufrieden-
heit und gescheitertem Nationbuilding.

Von Jonathan Bashi

Die Republik Kamerun besteht in ihrer 
heutigen Form seit 1972. Sie entstand aus 
dem Zusammenschluss von Französisch-
Kamerun, das 1960 die Unabhängigkeit 
von Frankreich erlangt hatte, und dem süd-
lichen Teil von Britisch-Kamerun, das sich 
1961 in einer Volksabstimmung für die Ver-
einigung entschieden hatte. Diese basierte 
auf den Grundsätzen von Gleichheit und 
Respekt; so sollten nationale Einheit und 
Zusammenhalt gesichert werden. Sowohl 
Französisch als auch Englisch wurden als 
Amtssprachen anerkannt, und sowohl die 
französische als auch die britische Rechts-
ordnung fanden Eingang ins Justizsystem.

Trotzdem fühlte sich der englischspra-
chige Teil der Bevölkerung von Anfang an 
benachteiligt. Er wirft der französischspra-
chigen Mehrheit vor, seine spezielle Kultur 
und Geschichte im Namen nationaler Ein-
heit Stück für Stück zu unterdrücken. In der 
Tat scheint die Regierung die frankophone 
Lebensart und Kultur zu bevorzugen. Zudem 
bekommen anglophone Kameruner keine 
wichtigen Positionen im Staat, sondern nur 
Stellvertreterposten ohne wirkliche Macht – 
sogar in den englischsprachigen Regionen. 
Eine derartige Diskriminierung findet auch 
in den meisten staatlichen Unternehmen 
und im Justizsystem statt.

Dieser Hintergrund erklärt, wie aus 
einem Streikaufruf der Lehrergewerk-
schaft im November eine große Protestbe-
wegung entstehen konnte. Die Menschen 
im anglophonen Kamerun ergriffen die 
Gelegenheit, um ihrem Ärger über die er-
fahrene Marginalisierung und Diskrimi-
nierung Luft zu machen.

Der Streik richtete sich gegen die Do-
minanz französischsprachiger Lehrer an 
englischsprachigen Schulen. Sie geht so 
weit, dass sogar frankophone Lehrkräfte 
dort Englisch unterrichten. Anwaltsverei-
nigungen riefen ebenfalls zum Streik auf, 
um gegen die frankophone Vorherrschaft 
im Justizsystem zu protestieren und eine 
bessere Anerkennung des britischen Com-
mon Law einzufordern.

Vereinzelt kam es zu gewalttätigen 
Zusammenstößen mit der Polizei, Autorei-
fen brannten, und die Nationalflagge wur-
de angezündet. Die Regierung reagierte 
mit harter Repression. Unter anderem ließ 
sie Oppositionsführer festnehmen und 
den Internetzugang in den anglophonen 
Gebieten kappen.

Diese Krise ist nicht allein ein Kon-
flikt zwischen dem englischsprachigen 
Teil der Bevölkerung und der Regierung 

Kameruns. Sie ist Ausdruck vielschich-
tiger Probleme in der Regierungsführung, 
die das gesamte Land betreffen. Präsident 
Paul Biya, der seit 1982 im Amt ist, pflegt 
einen autoritären Regierungsstil. Die Pro-
teste zeigen den tiefen Graben zwischen 
der Regierung und dem Volk, das sich 
nicht mit ihr identifiziert. Zudem haben 
sehr viele Menschen – auch in den franzö-
sischsprachigen Regionen – den Eindruck, 
dass ihr Wohl nicht die oberste Priorität 
der Machthaber ist.

So wurde aus dem Streik und den 
Forderungen einer Minderheit ein Kampf 
für wahre Demokratie, Meinungsfreiheit 
und das Recht auf Selbstbestimmung. In 
Reaktion darauf sollte die Regierung in ei-
nen offenen Dialog mit den Bürgern treten 
und das politische System dahingehend 
ändern, dass sich alle Kameruner, franko-
phone wie anglophone, frei äußern und 
entfalten können.

Jonathan Bashi

hat an der University of 

London’s School of Law 

promoviert und arbeitet  

jetzt als Berater und 

Juradozent in der DR Kongo.

Kameruns Bildungssystem wird von der französischsprachigen Mehrheit dominiert – 

stellenweise zum Nachteil von Schülern wie dem sechsjährigen Nguewou Arthur, der den 

englischsprachigen Zweig einer Schule in der Hauptstadt Yaoundé besucht.
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Menschenleben retten

Hungersnot in Ostafrika? Nicht schon wie-
der! So oder ähnlich mag denken, wer sich 
Berichterstattung und Spendenaufkommen 
in der westlichen Welt für Katastrophen in 
Afrika anschaut.

Von Christoph Schneider-Yattara

Leider hat es in der Tat schon viele Hun­
gerkatastrophen gegeben. Wahr ist aber 
auch, dass jahrzehntelange Bürgerkriege 
und schlechte Regierungsführung Fol­
gen haben. Am Ende leiden und sterben 
vor allem Kinder, Frauen und Alte – die 
Schwächsten der Gesellschaft. Sie verdie­
nen Hilfe. 

Manche halten Klimawandel für eine 
politische Erfindung, andere erkennen sei­
ne lebensbedrohende Realität. Ostafrika 
war 2015 und 2016 Dürren und Hochwas­
sern ausgesetzt, und Anfang 2017 ging es 
gleich mit dem Ausfall der Regenzeit weiter. 
Das hat mit dem Wechsel von El Niño und 
La Niña zu tun – aber die Ausschläge wer­
den stärker.  

Ausbleibender Regen bedeutet 
Wassermangel und kahle Felder. Flüsse 
trocknen aus, Quellen versiegen. Pastora­
listen (Wanderhirten) finden keine Weide­
flächen. Tierkadaver säumen Straßen­
ränder, was ein Anzeichen für eine drohende 
Hungersnot ist. 

Herden sind in Ostafrika Erwerbs­
grundlagen und Vermögensanlagen. Ster­
ben die Tiere, verlassen viele Menschen ihre 
Heimat. Hunderttausende sind in Ostafrika 
aktuell auf der Flucht vor dem Hungertod. 
Sie verstärken eine regionale Migrationskri­
se, die Europäer kaum wahrnehmen. 

In Ost- und Zentralafrika wollen Men­
schen Dürre, Hunger, Terror und Bürger­
kriegen entkommen. Mangel und Gewalt 
sind dabei eng verknüpft, denn Konflikte 
um knappe Ressourcen nehmen zu. Abwan­
derung gibt es im Sudan, dem Südsudan, 
der Zentralafrikanischen Republik, der De­
mokratischen Republik Kongo, in Uganda, 
Somalia, Burundi, Eritrea, Äthiopien, Kenia 
und jenseits des Roten Meeres im Jemen. 

Nur wenige Flüchtlinge kommen nach 
Europa. Die meisten bleiben in der Region. 
Obwohl Äthiopien nicht so reich ist wie eu­
ropäische Länder, sind seine Grenzen offen. 
Derzeit kommen UN-Daten zufolge rund 
900 Menschen pro Tag nach Äthiopien und 
sogar rund 3000 nach Uganda.  

In Äthiopien benötigen laut dem 
kirchlichen Bündnis ACT Alliance aktuell 
5,6 Millionen Menschen Lebensmittelhilfe. 
9,1 Millionen haben keinen Zugang zu 
sicherem Trinkwasser. 1,9 Millionen Fami­
lien brauchen Hilfe, damit ihre Tiere über­
leben, und 500 000 sind auf neues Saatgut 
angewiesen. 

In Somalia brauchen derzeit 6,2 Milli­
onen Menschen – rund die Hälfte der Bevöl­
kerung – Nahrungsmittelhilfe. Geschwäch­
te Körper sind für Infektionen anfällig, und 
die Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
schätzt, dass mehr als 5 Millionen Somalier 
in akuter Gefahr schweben, an Cholera zu 
erkranken. 

In Kenia sind derzeit 2,7 Millionen von 
Dürre und Hunger betroffen. Am schlimm­
sten ist die Lage laut UN-Amt für die Koordi­
nierung Humanitärer Angelegenheiten 
(OCHA – Office for the Coordination of Hu­
manitarian Affairs) im Grenzgebiet zu Äthi­
opien und Somalia. 

Hilfe ist möglich. Zunächst werden 
dringend Spendengelder benötigt. Es geht 
um nichts Geringeres als darum, Leben zu 
retten. Im ersten Halbjahr 2017 werden laut 
OCHA allein für Äthiopien, Kenia und So­
malia 2 Milliarden Dollar gebraucht. Aber 
auch die Not in anderen Ländern ist wichtig. 
Für insgesamt 23,4 Millionen betroffener 
Ostafrikaner werden über 6,7 Milliarden 
Dollar benötigt. Nur die Hälfte davon steht 
bislang zur Verfügung. 

In den vergangenen Jahren beliefen 
sich die Spenden nur auf etwa ein Drittel des 
Bedarfs. Entsprechend limitiert waren die 
Möglichkeiten der Hilfsorganisationen. 

Hungersnöte kündigen sich langsam 
an und sind abwendbar, wenn rechtzeitig 
gehandelt wird. Wasser und Nahrungsmittel 
müssen bereitgestellt werden. Krankheiten 
müssen verhindert werden. Saatgut muss 
vorgehalten und verteilt werden, damit die 
Felder im richtigen Moment wieder bestellt 
werden können. Die logistischen Probleme 
sind groß, aber zu meistern. 

Ein Nachhaltigkeits-Entwicklungsziel 
der UN ist, bis 2030 den Hunger auszurot­
ten. Dieses Ziel ist erreichbar – erfordert 
aber entschlossenes Handeln. Ein altes Zitat 
von Franklin D. Roosevelt ist unvermindert 
aktuell: „Der Test unseres Fortschritts ist es, 
nicht noch mehr zum Überfluss  derjenigen 
hinzuzufügen, die zu viel haben, sondern ob 
es uns gelingt, genug für diejenigen bereit­
zustellen, die zu wenig haben.“

Christoph Schneider-
Yattara
leitet in Addis Abeba das 

Horn-von-Afrika-Büro von 

Brot für die Welt 
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sterben, verlieren 

die Menschen die 

Hoffnung: Bulle an 

der somalisch-

äthiopischen Grenze 

im März 2017. 
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Verfassung zählt nicht

Wiederwahl ist in Honduras ein Unwort. Juan 
Orlando Hernández nimmt es trotzdem in 
den Mund. Seine Wiederwahl im November 
wäre verfassungswidrig – doch das stört den 
Präsidenten nicht. Die Demokratie in Hondu-
ras könnte dann endgültig begraben werden.

Von Rita Trautmann

Nach den düsteren Erfahrungen der Mili-
tärdiktaturen gab sich Honduras 1982 eine 
Verfassung, die die Wiederwahl des Präsi-
denten unabänderlich verbot. Die übrige 
Verfassung wurde jedoch nicht an die neu-
en Gegebenheiten angepasst. Dementspre-
chend gibt es viel Reformbedarf. 

Als der linke Präsident Manuel Zelaya 
eine Volksbefragung machen wollte, ob bei 
der Präsidentschaftswahl 2009 gleichzeitig 
über die Einberufung einer verfassungge-
benden Versammlung abgestimmt werden 
sollte, läuteten bei den Eliten die Alarmglo-
cken. Sie unterstellten ihm, eine Wieder-
wahl anzustreben, und das diente dann als 
Vorwand für einen Putsch. 

Seitdem regiert die Nationale Partei 
mit harter Hand und leistete sich 2012 einen 
weiteren Verfassungsbruch: Der Kongress 
setzte vier der fünf Verfassungsrichter ab, 
weil diese ein Urteil gegen eine Kongressent-
scheidung gefällt hatten. Die Verfassung 
zählt also wenig, und so verwundert es nicht, 

dass Hernández das Tabu der Wiederwahl 
ganz offensiv angeht. Mit juristischen Spitz-
findigkeiten hebelt die Regierungspartei den 
entsprechenden Verfassungsartikel 239 aus. 

Darf über Wiederwahl gesprochen 
werden? Macht sich ein Präsident strafbar, 
wenn er für die Wiederwahl eintritt? Und 
ist ein Verbot der Wiederwahl überhaupt 
verfassungskonform? Mit diesen Fragen 
mussten sich die Verfassungsrichter ausein-
andersetzen. Das Gericht urteilte im April 
2015 ganz im Sinne der Machthaber, dass 
Artikel 239 die internationalen Menschen-
rechtsnormen verletze. Dieses Urteil ist pa-
radox und unterhöhlt die Demokratie auf 
schlimmste Weise. 

Die Verfassung ist das oberste Gesetz 
eines demokratischen Staates, und ihre 
Einhaltung unterliegt dem Verfassungs-
gericht. Das Verfassungsgericht stufte in 
dem Urteil einen Artikel der Verfassung als 
verfassungswidrig ein. Wenn die Instanz, 
die für die Einhaltung der Verfassung ver-
antwortlich ist, diese selbst anzweifelt, auf 
wessen Urteil ist dann Verlass? Zudem geht 
es um die wichtigste Säule der Demokratie: 
die Unabhängigkeit von Judikative, Legisla-
tive und Exekutive. In Hernández’ Amtszeit 
zeigte sich deutlicher denn je, dass Gewal-
tenteilung in Honduras nicht existiert. Ge-
winnt er die nächsten Wahlen, ist der Weg 
frei für eine Autokratie.

Das Drama um die Wiederwahl wirkt 
vor dem Hintergrund des Putsches von 
2009 geradezu lächerlich. Dieser wurde 
damit gerechtfertigt, dass eine Wiederwahl 
Zelayas verfassungswidrig sei. Nun zeigt 
sich, dass es nicht um die Wiederwahl per 
se geht, sondern darum, wer sie anstrebt. 
Im Gegensatz zu Zelaya hat Hernández die 
wahren Machthaber hinter sich. In seiner 
Zeit als Kongresspräsident hat er das Militär 
gestärkt und Gesetze verabschiedet, die die 
Oligarchie weiterhin bevorteilen. 

Ausgerechnet Hernández argumen-
tiert nun, er brauche mehr Zeit, um nötige 
Veränderungen im Land voranzutreiben. 
Dabei fällt die Bilanz seiner Regierung ver-
heerend aus. In einem Korruptionsskandal 
von bisher ungekanntem Ausmaß entzog 
seine Partei dem Sozialversicherungsin-
stitut für ihren Wahlkampf 350 Millionen 
Dollar. Das führte zu einer enormen Krise 
in staatlichen Krankenhäusern und verur-
sachte durch Medikamentennotstand den 
Tod von mehr als 3000 Menschen. 

Auch die Menschenrechtslage ist 
verheerend. Nirgends auf der Welt werden 
so viele Umweltaktivisten ermordet wie in 
Honduras. Auch Anwälte leben höchst ge-
fährlich, und bei der Pressefreiheit liegt das 
Land auf Platz 137 von 180. Gewalt, fehlende 
Sicherheit und zunehmende Militarisierung 
behindern die demokratische Entwicklung. 
Der Kampf gegen Drogen wird auf Druck 
der USA geführt – fördert aber enge Verbin-
dungen von Regierung, Polizei und Militär 
mit dem Drogenhandel zutage. 

Die Rechtsmittel, um eine Wieder-
wahl Hernández zu verhindern, sind aus-
geschöpft. Einzig ein breiter Widerstand 
der Bevölkerung oder die USA könnten 
ihn noch stoppen, doch Präsdient Donald 
Trump scheint kein Interesse daran zu ha-
ben. Honduras braucht einen verbindlichen 
Rechtsstaat, Gewaltenteilung und ein funk-
tionierendes Mehrparteiensystem. Damit 
könnte das Land nicht nur Demokratie er-
reichen, sondern auch Armut, Gewalt und 
Menschenrechtsverletzungen überwinden.

Rita Trautmann 
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Demonstration gegen Präsident Juan Orlando Hernández im Februar in Tegucigalpa. 
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USA

Unstaatsmännisch

Dass der Habitus von US-Präsident Donald 
Trump afrikanischen oder zentralasiatischen 
Despoten, aber nicht demokratischen Nor-
men entspricht, haben diverse Beobachter 
festgestellt – darunter der Wirtschaftsnobel-
preisträger Paul Krugman und der TV-Satiri-
ker Trevor Noah. Trump lügt, stützt sich auf 
Spezis und pflegt die Wirtschaftsinteressen 
seines Clans. Er hält wenig von Gewaltentei-
lung und zeigt kaum Interesse an handwerk-
lich sauberer Gesetzgebung. Er wittert über-
all Verschwörungen, kann aber großspurige 
Versprechen nicht erfüllen.

Von Hans Dembowski

Seine ersten zwei Amtsmonate waren chao-
tisch. Er behauptete, mehr Zuschauer wären 
bei seiner Vereidigung dabei gewesen als je 
zuvor. Fotos bewiesen das Gegenteil. Ohne 
Beweise sagte er, Millionen Stimmen seien 
illegal abgegeben worden. Seine Einreise-
verbote für Menschen aus überwiegend 
muslimischen Ländern waren so schlecht 
konzipiert, dass sie vor Gericht scheiterten, 
woraufhin er Richter lächerlich machte. 
Später bezeichnete er kritische Medien als 
„Volksfeinde“. Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel wollte er vor laufenden Kameras nicht 
die Hand geben und seinem Vorgänger warf 
er vor, im Wahlkampf seine Telefone abge-
hört zu haben – abermals ohne Beweise.  

Trumps erster Sicherheitsberater 
musste wegen Lügen über Kontakte zur rus-
sischen Regierung zurücktreten, und aus 
ähnlichen Gründen gab sein Justizminister 
kurz darauf zu, er könne wegen Voreinge-
nommenheit keine Ermittlungen leiten, die 
sich auf russische Einflussnahme im Wahl-
kampf beziehen. Russische Spione stehen 
im Verdacht, die Computer der Partei von 
Trumps Gegenkandidatin gehackt zu haben. 

Bislang vermieden US-Präsidenten 
Interessenkonflikte sorgfältig. Trump tut 
das nicht. Seine Söhne managen die Mar-
ken, die dank seines Amtes nun noch be-
kannter sind. Die „Emoluments Clause“ der 
US-Verfassung untersagt es dem Staatschef, 
Geld oder Vorteile von ausländischen Re-
gierungen anzunehmen. China hat aber der 

Trump Organization in diesem Jahr drei 
Dutzend Markenzeichen bewilligt.

Besonders interessant ist, ob Trump 
russische Geldgeber hat. Nach mehreren 
Insolvenzen leihen die meisten US-Banken 
seiner Unternehmensgruppe kein Geld 
mehr. Wie finanziert sie Großinvestitionen? 
Veröffentlichte Trump seine Steuererklä-
rungen, käme sofort Licht in die Sache. Er 
will aber nicht. Zwielichtige Finanzen sind 
für autoritäre Herrscher typisch.  

Ende Februar lobten viele Journa-
listen Trump für präsidentenhaftes Ver-
halten. Er hatte eine vergleichsweise milde 
Rede im Kongress gehalten. Allerdings fand 
die Washington Post darin 13 „bemerkens-
werte“ Unwahrheiten. Zudem muss ein US-
Präsident nicht nur Wahlkampfversprechen 
wiederholen, sondern auch Gesetzgebung 
kompetent einleiten.  

Zwei wichtige Versprechen waren 
Steuersenkungen und die Rücknahme der 
Gesundheitsreform seines Vorgängers. 
Trumps Parteifreunde, die Republikaner, 
haben die Mehrheit in beiden Parlaments-
kammern. Sie haben aber ein Problem. Wie 
E. J. Dionne (2016) in einem klugen Buch 
schreibt, versprechen sie seit Jahren unmög-
liche Dinge. Sie behaupten seit Jahren, sie 
könnten, ohne US-Bürgern wehzutun, die 
Steuern senken und Obamacare streichen. 

Im wirklichen Leben ist Staatshan-
deln aber wichtig. Im März scheiterte das 
neue Gesundheitsgesetz im Repräsentan-

tenhaus. Einigen republikanischen Abge-
ordneten ging es zu weit, anderen nicht 
weit genug. Wie auch immer die Partei 
entscheidet, sie muss viele Wähler enttäu-
schen. Trump wies in dieser Krise nicht 
den Weg, sondern wiederholte leere Wahl-
kampfsprüche.   

Dass er die Rüstungsausgaben dra-
matisch steigern will, verschärft die Bud-
getprobleme. Derweil wirkt die Außenpoli-
tik orientierungslos. Es bleibt unklar, wie 
die Trump-Regierung zu multilateralen 
Institutionen wie den UN, der WTO oder 
der Nato steht. Trumps Außenminister 
tritt in Washington kaum in Erscheinung, 
aber das Weiße Haus setzt auf das diplo-
matische Können des jungen und unerfah-
renen Schwiegersohns des Präsidenten. 
Auch er hatte übrigens Kontakt zum rus-
sischen Botschafter. Wie in autoritären 
Systemen üblich, sind gute Kontakte wich-
tiger als rechtlich definierte Zuständig-
keiten.    

Trump will „Amerika wieder groß 
machen“. Bislang scheinen er und seine 
Partei allerdings von selbstgemachten Pro-
blemen überfordert zu sein. Was in einer 
echten Krise geschehen könnte, ist un-
heimlich.

Quelle

E. J. Dionne, 2016: Why the right went wrong. 

New York: Simon and Schuster.

Trevor Noah benennt Donald Trumps Ähnlichkeiten mit Jacob Zuma. 

Fo
to

: S
cr

ee
ns

ho
t 

–
 Y

ou
tu

be

https://www.dandc.eu/de/contributors/Hans-Dembowski


E+Z  e-Paper  April 2017� 17

tribüne

SDG

Akzeptanz statt Zwang

Die Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-
lung wird auch als „Weltzukunftsvertrag“ 
bezeichnet, unter anderem von Entwick-
lungsminister Gerd Müller. Das Dokument 
ist zwar kein Vertrag im juristischen Sinn, 
sondern als nicht bindendes „Soft Law“ zu 
qualifizieren, gibt aber in weiten Teilen 
bereits geltendes Völkerrecht wieder.

Von Markus Kaltenborn und Heike Kuhn

Die UN-Generalversammlung hat die 
Agenda 2030 am 25. September 2015 als Re-
solution verabschiedet. Im Unterschied zu 
völkerrechtlichen Verträgen sind Resoluti-
onen rechtlich nicht verbindlich, gehören 
also zum sogenannten völkerrechtlichen 
Soft Law. Das wirft die Frage auf, welche 
rechtliche Relevanz ein solches Dokument 
überhaupt haben kann. 

Zweifel daran sind weit verbreitet. 
Doch Soft-Law-Normen sind für die Völ-
kerrechtsentwicklung von großer Bedeu-

tung. Ihre rechtliche Aufgabe besteht vor 
allem darin, bei der Vorbereitung von Ko-
difikationen und der Herausbildung neuen 
Völkergewohnheitsrechts mitzuwirken. 
Ihre politische Funktion dürfte aber noch 
deutlich wichtiger sein: Angesichts der 
vielfältigen internationalen Interessen-
konflikte fällt es Regierungen zunehmend 
schwer, eine gemeinsame Basis für den Ab-
schluss neuer, inhaltlich umfassender Ver-
träge zu finden. Daher greifen sie insbe-
sondere auf multilateraler Ebene gerne auf 
„weiche“ Steuerungsinstrumente zurück. 
Denn Soft-Law-Normen bedürfen keiner 
parlamentarischen Billigung oder – wie im 
Fall des Gewohnheitsrechts – langjährigen 
Staatenpraxis. Daher sind sie häufig besser 
geeignet, frühzeitig auf eine internationa-
le Herausforderung zu reagieren, als harte 
Rechtsvorschriften („Hard Law“). 

Soft Law zielt auf Akzeptanz statt 
auf Zwang ab – ein nicht zu unterschät-
zender Vorteil im politischen Geschäft. 

Hohe Akzeptanz und Gruppendruck („Peer 
Pressure“) sind wichtige Motivatoren. Ob 
Soft Law respektiert wird, zeigt sich an 
der Einhaltung von Berichtspflichten und 
vergleichbaren Monitoring-Mechanismen, 
die transparent und allgemein zugänglich 
sind. Regierungen nutzen das Soft Law 
auch deshalb gerne, weil sie sich damit 
auf Inhalte einigen können, die über einen 
politischen Minimalkonsens hinausge-
hen. Gerade der letztgenannte Aspekt war 
zweifellos auch für die Verabschiedung 
der Agenda 2030 als Resolution ausschlag-
gebend – denn ein rechtlich verbindlicher 
Vertragsschluss mit auch nur annähernd 
denselben Inhalten war angesichts des 
schwierigen Stands der internationalen 
Beziehungen illusorisch.

SDG und Menschenrechte

Auch wenn also die Agenda 2030 selbst 
nicht als rechtsverbindlicher völkerrecht-
licher Vertrag einzustufen ist, so enthält 
sie doch zahlreiche Verweise auf das Völ-
kerrecht und gibt in weiten Teilen bereits 
geltendes Recht wieder. Die Staatenver-
treter appellieren damit insoweit an sich 
selbst, das Völkerrecht einzuhalten. Das ist 
zwar keine neue Situation, aber die hohe 
Aufmerksamkeit, die die Agenda 2030 
erzielt hat, verbunden mit dem vorgese-
henen Überprüfungsmechanismus, wird 
international mehr Transparenz herstellen 
als je zuvor.

In welchem Umfang die Sustainable 
Development Goals (SDGs) bereits den 
Vorgaben des Völkerrechts entsprechen, 
zeigt ein Blick auf die Menschenrechte. 
Das Dokument nimmt an mehreren Stel-
len ausdrücklich auf sie Bezug. So heißt es 
etwa in der Präambel, dass die „17 Ziele für 
nachhaltige Entwicklung … darauf gerich-
tet (sind), die Menschenrechte für alle zu 
verwirklichen“. Zwischen einzelnen SDGs 
und zentralen Menschenrechtsnormen be-
steht ein enger Zusammenhang. So fordert 
zum Beispiel SDG 2.1, „bis zum Jahr 2030 
den Hunger (zu) beenden und sicher(zu)-
stellen, dass alle Menschen, insbesondere 

Die UN-Generalversammlung, hier bei der Amtseinführung von Generalsekretär António 

Guterres, hat die Agenda 2030 als Resolution verabschiedet.
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die Armen und Menschen in prekären Si-
tuationen, einschließlich Kleinkindern, 
ganzjährig Zugang zu sicheren, nährstoff-
reichen und ausreichenden Nahrungs-
mitteln haben“. Das entspricht exakt den 
Vorgaben, die zum Recht auf Nahrung in 
Artikel 11 des Internationalen Pakts über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte (IPWSKR) und in dem dazu vom 
UN-Ausschuss für wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte verabschiedeten 
General Comment 12 formuliert worden 
sind. Das mit dem Recht auf Nahrung eng 
verbundene Recht auf Wasser hat der UN-
Ausschuss in seinem General Comment 15 
konkretisiert. Die dort beschriebenen An-
forderungen an die Implementierung die-
ses Rechts stimmen weitgehend mit den 
Forderungen überein, die die Weltgemein-
schaft im SDG 6 aufgestellt hat. 

Die neuen Entwicklungsziele im 
Bereich der globalen Gesundheit (SDG 3) 
bilden in etwa das ab, was auch das in Ar-
tikel 12 IPWSKR verankerte Recht auf Ge-
sundheit und der zur Präzisierung ausge-
arbeitete General Comment 14 verlangen. 
Weitere Parallelen bestehen zwischen dem 
Recht auf Bildung (Artikel 13 IPWSKR mit 
General Comment 13) und den Einzelfor-
derungen des SDGs 4 sowie zwischen dem 
erst im vergangenen Jahr durch einen wei-
teren General Comment (Nr. 23) konkreti-
sierten Recht auf Arbeit (Artikel 7 IPWSKR) 
und den auf die Arbeitswelt bezogenen 
Zielen der SDGs 4.4. und 8. 

Nicht zuletzt hat auch das in Artikel 
9 IPWSKR genannte Recht auf soziale Si-
cherheit eine erhebliche Bedeutung für die 
neue Entwicklungsagenda, insbesondere 
für das an vorderster Stelle genannte Ziel, 
die Armut „in all ihren Formen und über-
all“ zu überwinden. SDG 1.3 verlangt in 
diesem Zusammenhang von den Staaten, 
„(d)en nationalen Gegebenheiten entspre-
chende Sozialschutzsysteme und -maß-
nahmen für alle um(zu)setzen, einschließ-
lich eines Basisschutzes, und bis 2030 eine 
breite Versorgung der Armen und Schwa-
chen (zu) erreichen“. Dieses Ziel wird be-
reits seit längerem vom Recht auf soziale 
Sicherheit abgedeckt und ist vor wenigen 
Jahren durch die Social-Protection-Floor-
Empfehlung der Internationalen Arbeits-
organisation (ILO) nochmals explizit be-
stätigt worden.

Die Liste inhaltlicher Überschnei-
dungen zwischen den SDGs und bereits eta-

blierten Menschenrechtsverpflichtungen 
ließe sich beliebig fortsetzen. Das Dänische 
Menschenrechtsinstitut kommt in einer De-
tailanalyse der Agenda 2030 zum Ergebnis, 
dass 156 der insgesamt 169 Zielvorgaben 
(mehr als 92 Prozent) eine Verbindung zu 
den Menschenrechten und den grundle-
genden Arbeitsstandards aufweisen. Neben 
dem IPWSKR sind dabei der Internationale 
Pakt über bürgerliche und politische Rechte 
(IPBPR) ) sowie eine Reihe spezieller Men-
schenrechtskonventionen wie beispielswei-
se die Frauenrechts- und die Kinderrechts-
konvention von Bedeutung. 

Konsequenzen für die ODA 

Die sozialen Menschenrechte, die – wie 
oben gezeigt – eine große Zahl der SDGs 
spiegeln, richten sich in erster Linie an 
die Staaten, auf deren Gebiet sich die je-
weiligen Rechteinhaber – also die eigenen 
Staatsangehörigen, aber auch die im Land 
befindlichen Ausländer – aufhalten. Auch 
die Agenda 2030 erkennt diese Primär-
verpflichtung an, wenn sie klarstellt, dass 
„jedes Land die Hauptverantwortung für 
seine eigene wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung trägt“. Zugleich betonen die 
Verfasser jedoch, dass die globalen Ent-
wicklungsziele ohne eine Wiederbelebung 
und Ausweitung der Globalen Partner-
schaft nicht zu erreichen sind. In deren 
Rahmen nimmt die staatliche Entwick-
lungshilfe (official development assistance 
– ODA) weiterhin einen prominenten Platz 
ein.

Diese spezifisch zwischenstaatliche 
Dimension des „Weltzukunftsvertrages“ 
findet ebenfalls eine Entsprechung im 
internationalen Menschenrechtsschutz. 
Alle zu den einzelnen sozialen Rechten 
verfassten General Comments nehmen auf 
Artikel 2 Absatz 1 IPWSKR Bezug, dem zu-
folge die Vertragsstaaten verpflichtet sind, 
einzeln und „durch internationale Un-
terstützung und Kooperation, insbeson-
dere in wirtschaftlicher und technischer 
Hinsicht“ auf die Verwirklichung der 
Konventionsrechte hinzuarbeiten. In der 
Verpflichtung zur internationalen Hilfelei-
stung unter dem IPWSKR gelangt eine der 
drei Dimensionen der extraterritorialen 
Staatenverpflichtungen zum Ausdruck: 
die internationale Gewährleistungspflicht, 
nach der sich die Vertragsstaaten auch 
außerhalb ihres Territoriums aktiv für die 

Umsetzung der Vertragspflichten einzuset-
zen haben. 

Neben den Vorgaben der UN-Charta 
(Artikel 56) bildet also vor allem Artikel 
2 Absatz 1 IPWSKR die völkerrechtliche 
Hard-Law-Grundlage für die Globale Part-
nerschaft. Zwar sind das konkrete Ausmaß 
der Unterstützungspflichten und die ge-
naue thematische beziehungsweise län-
derspezifische Zuordnung auch weiterhin 
überwiegend nur auf Soft-Law-Ebene fest-
gelegt. Insgesamt ist jedoch spätestens seit 
Verabschiedung der Agenda 2030 festzu-
stellen, dass die generelle Verpflichtung 
zu Entwicklungspolitik und -zusammen-
arbeit nicht nur eine moralische Pflicht 
darstellt, sondern auf einem tragfähigen 
völkerrechtlichen Fundament ruht.

Der umfassende, transformatorische 
Ansatz der Agenda 2030 kann den Weg für 
lokale ebenso wie globale Veränderungen 
bereiten. Jeder Einzelne, Gruppen und 
Institutionen sollten dies stets klar vor Au-
gen haben, wenn sie Regierungen auf die 
Einhaltung der Verpflichtungen aus der 
Agenda 2030 überprüfen. Sie haben jedes 
Recht dazu.
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Ländliche Entwicklung

Dürfen wir an Ihrem Leben 
teilnehmen?

„Den“ Kleinbauern gibt es nicht. Es handelt 
sich um eine sehr heterogene Gruppe. Wer 
mit Kleinbauern Forschungs- oder Entwick-
lungsprojekte durchführen möchte, muss 
ihre Vielfalt berücksichtigen. Um Entschei-
dungen zu verstehen, müssen wir den Kon-
text kennen, in dem sie fallen. Das For-
schungs- und Entwicklungsprojekt Africa 
RISING sucht zusammen mit Bauern nach 
Möglichkeiten der nachhaltigen Intensivie-
rung. Der Erfolg unserer Arbeit hängt nicht 
so sehr davon ab, ob wir Kleinbauern am 
Projekt beteiligen. Wichtig ist, dass sie uns 
an ihrem Leben teilnehmen lassen.

Von Mirja Michalscheck

Kleinbauern spielen eine wichtige Rolle 
beim Erreichen globaler Entwicklungsziele 
wie Ernährungssicherheit und Armutsbe­
kämpfung. Sie produzieren rund 80 Prozent 
der Lebensmittel, die in Afrika und Asien 
konsumiert werden. Ihre Höfe beschäftigen 

im ländlichen Raum sehr viele Menschen. 
Zudem tragen sie durch den Anbau traditio­
neller Nutzpflanzen zum Erhalt der lokalen 
Biodiversität bei. 

Kleinbauern stehen jedoch vor vielen 
Problemen. Dazu gehören beispielsweise 
kleine Äcker und ausgelaugte Böden. Ihr 
Zugang zu Märkten und Finanzdienstleis­
tungen ist meist begrenzt, und folglich man­
gelt es ihnen an moderner Technik, Dünger 
und Saatgut. Das gilt besonders in Afrika. 
Laut FAO, der Ernährungs- und Landwirt­
schaftsorganisation der UN (Food and Agri­
culture Organization), verwenden Kleinbau­
ern dort nur zehn bis 13 Kilogramm Dünger 
pro Hektar. Die Vergleichszahl für Asien ist 
rund 100 Kilogramm. 

Der große Unterschied basiert zum 
Teil darauf, dass die meisten afrikanischen 
Kleinbauern keine Bewässerungsmöglich­
keiten haben und von unregelmäßigen Re­
genfällen abhängen. Regnet es zu viel oder 
zu wenig, zahlen sich Investitionen in Dün­

gemittel oder zertifiziertes Saatgut nicht 
aus. Entsprechend sind solche Investiti­
onen hochriskant. 

Wer die Motive der Landwirte versteht, 
kann alternative Lösungen finden. Die un­
abhängige Organisation IPA (Innovations 
for Poverty Action) hat festgestellt, dass eine 
Niederschlagsversicherung, die Bauern für 
vom Wetter verursachte Ernteausfälle ent­
schädigt, die Kalkulation verändert. Bauern 
mit entsprechender Versicherung steigerten 
den Düngerverbrauch im Schnitt um 25 Pro­
zent, erweiterten die Anbaufläche um acht 
Prozent und arbeiteten pro Hektar 13 Pro­
zent länger.  

Für Projekte wie Africa RISING ist der 
Zusammenhang von Versicherung und In­
vestitionsbereitschaft sehr wichtig. Africa 
RISING wird von USAID finanziert und be­
treibt drei regionale Forschungsprogramme 
in sechs afrikanischen Ländern: in Äthio­
piens Hochland, in Westafrika (Ghana und 
Mali) und Ost- sowie Südafrika (Tansania, 

Eine Frau trocknet Getreide in Ghanas Upper West Region.
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Malawi und Sambia). Das Ziel ist, die Land­
wirtschaft auf nachhaltige Weise zu inten­
sivieren. In Nord-Ghana arbeitet Africa RI­
SING mit den Kleinbauern unter anderem 
an der Verbesserung der Bodenfruchtbar­
keit sowie am Fruchtwechsel von Mais und 
Hülsenfrüchten. 

Der Begriff „Kleinbauer“ legt nahe, 
es gehe um eine homogene Gruppe. Das ist 
aber nicht der Fall. Zwischen Regionen, eth­
nischen Gruppen und selbst innerhalb ein­
zelner Dörfer gibt es große Unterschiede. Sie 
betreffen landwirtschaftliche Ressourcen, 
Praktiken und Strategien. Manche Haus­
halte sind groß, besitzen relativ viel Land 
und Tiere, während andere Haushalte klein 
sind und nur wenig Boden und Vieh ha­
ben. Das Bildungsniveau schwankt und der 
Zugang zu Transportmitteln ist grundver­
schieden: Manche Bauern besitzen Motor­
räder, andere müssen zu Fuß gehen. Damit 
variiert auch ihr Zugang zu lokalen Märkten 
und ihr Zugriff auf moderne Inputs. 

Africa RISING will Unterschiede zwi­
schen den Betrieben und den Regionen ver­
stehen. Wichtig sind aber auch Differenzen 
innerhalb von Haushalten, denn oft haben 
die Mitglieder unterschiedliche Perspekti­
ven, Interessen und Meinungen. Das prägt 
die Entscheidungsfindung. 

In Nord-Ghana ist ein Kleinbauern-
Haushalt typischerweise ein Familienun­
ternehmen mit mehreren, teilweise unab­
hängigen Einheiten. Jede Einheit wird von 
einem anderen Familienmitglied geführt. 
Der männliche Haushaltsvorstand baut 
hauptsächlich Getreide und Knollen wie 
Yam und Cassava an, womit er die Ernäh­
rungssicherheit gewährleistet. Die Frauen 
bauen Gemüse und Hülsenfrüchte an, die 

zur Ernährungsvielfalt beitragen, aber auch 
vermarktet werden. Das Geld wird zum 
Beispiel für die Schulgebühren der Kinder 
gebraucht. Auch die verschiedenen Tiere 
gehören meist unterschiedlichen Familien­
mitgliedern. Eigentum und Kontrolle der 
Produktionsmittel hängen von Alter und 
Geschlecht ab. 

Nur wer die Matrix der interfamiliären 
Beziehungen und Interessen versteht, kann 
Haushaltsentscheidungen nachvollziehen. 
Bei der Einführung neuer Methoden oder der 
Umsetzung von Geschäftsideen ist es ratsam, 
die unterschiedlichen Haushaltsmitglieder 
miteinzubinden. Dies hilft auch zu vermei­
den, dass unnötige Konflikte entstehen. 

Trotz der Interessenvielfalt innerhalb 
von Familien werden bei Umfragen meist 
nur die männlichen Haushaltsvorstände be­
rücksichtigt. Bei der Feldforschung in Sam­
bia wurden jedoch Männer und Frauen aus 
Kleinbauernfamilien getrennt befragt. Das 
Ergebnis waren sehr unterschiedliche Ant­
worten zum selben Thema. Typischerweise 
übertrieben die Befragten die Bedeutung ih­
rer eigenen Arbeit und der relevanten Res­
sourcen. 

Forscher müssen also Einzelaussagen 
in den nötigen Kontext stellen und vor­
sichtig bewerten. Relevant ist zudem, dass 
Antworten auch von der Hoffnung auf fi­
nanzielle Unterstützung oder der Angst vor 
Sanktionen geprägt sein können. Forscher, 
die von weither angereist sind, werden näm­
lich als Autoritätspersonen wahrgenom­
men. Die Einbeziehung unterschiedlicher 
Haushaltsmitglieder hilft, die wahre Situa­
tion zu erkennen. Wer nur mit dem männ­
lichen Haushaltsvorstand spricht, erfährt 
auch nur dessen Sicht.  

Natürlich gibt es auch Frauen, die Haus­
halte leiten. Meist sind sie verwitwet. Ihre 
Perspektive ist aber nicht dieselbe wie die von 
Frauen aus männerdominierten Haushalten. 
Wichtig ist auch, dass alle Befragten sich in 
einem vertraulichen Umfeld äußern können. 
In Nord-Ghana ist es beispielsweise nicht üb­
lich, dass eine Frau öffentlich in männlicher 
Gegenwart ihre eigene Meinung äußert. For­
schungsprojekte sollten das berücksichtigen, 
indem sie Männer und Frauen möglichst ge­
trennt interviewen.  

Um erfolgreich mit Kleinbauern zu 
kooperieren, müssen wir verstehen, in wel­
chem Kontext sie sich befinden, welchen 
Handlungsspielraum sie haben und welche 
Motive sie antreiben. Forscher und Ent­
wicklungshelfer sollten sich ständig fragen: 
Wie gut verstehe ich meine Zielgruppe? 

Es geht nicht nur darum, dass die Ziel­
gruppe etwas lernt und vorankommt. Um 
sinnvolle Verbesserungsvorschläge machen 
zu können, müssen wir sie erst einmal verste­
hen lernen. Und wenn wir Ehrlichkeit, Offen­
heit und Engagement erwarten, müssen wir 
uns selbst entsprechend verhalten. Wir müs­
sen unser Wissen ständig prüfen und verbes­
sern, damit unsere Partner sehen, dass wir 
in der Tat Partner sind. Es geht nicht darum, 
„Landwirte an unseren Projekten teilnehmen 
zu lassen“. Umgekehrt wird ein Schuh daraus. 
Unser Erfolg hängt davon ab, dass die Klein­
bauern uns an ihrem Leben und ihrer Ent­
scheidungsfindung teilnehmen lassen.

Mirja Michalscheck 
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Links 

Africa RISING – Britwum, A. O. und Akorsu, 

A. D., 2016: Qualitative gender evaluation of 

agricultural intensification practices in northern 

Ghana. https://cgspace.cgiar.org/bitstream/

handle/10568/78479/AR_gender_ghana_

dec2016.pdf?sequence=1&isAllowed=y

IPA: Examining Underinvestment in Agriculture.

http://www.poverty-action.org/study/

examining-underinvestment-agriculture-

returns-capital-and-insurance-among-

farmers-ghana

Ghana

• Accra

https://www.dandc.eu/de/contributors/Mirja-Michalscheck
https://cgspace.cgiar.org/bitstream/handle/10568/78479/AR_gender_ghana_dec2016.pdf?sequence=1&isAllowed=y
http://www.poverty-action.org/study/examining-underinvestment-agriculture-returns-capital-and-insurance-among-farmers-ghana


Eine Landfrau an einem 

ghanaischen Strand. 

Bedrohte Küsten 
Ein Großteil der Menschheit lebt in Meeresnähe. Das 
liegt unter anderem am Wert maritimer Ressourcen 
und der Bedeutung des Seeverkehrs. Viele große 
Ballungsräume liegen nicht zufällig an Küsten. Oft ist 
auch Ackerboden in der Nähe von Flussmündungen 
besonders fruchtbar. Klimawandel und andere öko-
logische Probleme erschweren aber zunehmend das 
Leben an der Küste.
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Vorhersehbare Katastrophen

Bangladesch bekommt den Anstieg des Mee-
resspiegels deutlich zu spüren. Schon immer 
gab es in den Küstengebieten des Landes 
wetterbedingte Katastrophen wie Wirbel-
stürme, Überschwemmungen und Landero-
sion. Durch den Klimawandel häufen sich die 
Extremwetterereignisse noch. Die Versalzung 
des Wassers gefährdet die Lebensgrundlage 
der Küstenbewohner zusätzlich.

Von Feisal Rahman

Fast zwei Drittel der Fläche Bangladeschs 
liegen weniger als fünf Meter über dem Mee-
resspiegel. Das Land ist flach und niedrig 
gelegen und befindet sich im Delta der drei 
großen Flüsse Ganges, Brahmaputra und 
Meghna. Das Intergovernmental Panel on 
Climate Change (IPCC) sagte 2014 voraus, 
dass der steigende Meeresspiegel bis zum 
Jahr 2050 für 27 Millionen Menschen im 
Land zur Gefahr wird.

Bangladeschs Ministerium für Um-
welt und Forst hat errechnet, dass der Mee-
resspiegel bis zum Jahr 2030 um 14 Zenti-
meter ansteigen wird, bis zum Jahr 2050 um 
20 und bis 2100 um 88 Zentimeter. Man geht 
davon aus, dass das Land überschwemmt 
sein wird und die Menschen woanders leben 
müssen. Diese Gefahr besteht tatsächlich, 
wird wohl aber überschätzt, da die Über-
schwemmung großer Landflächen unwahr-
scheinlich ist (Nishat 2017, Brammer 2014). 

Das größere Problem wird wohl die Versal-
zung sein, die die Landflucht vor allem in 
die Hauptstadt Dhaka antreiben wird (auf 
der indischen Seite der Grenze sieht es ähn-
lich aus – siehe Kommentar von A. K. Ghosh 
auf Seite 25).  

Immer weniger Frischwasser 

Die Frischwasserversorgung des Landes 
wird sich verschlechtern, da Salzwasser 
stromaufwärts gedrückt wird – es wird so-
mit potenziell mehr Staunässe (überschüs-
siges Bodenwasser) geben. Auf diese Wei-
se versalzen landwirtschaftliche Flächen 
ebenso wie unterirdische Grundwasserspei-
cher (Aquifer), was den Ackerbau in Küs-
tengebieten beeinträchtigen wird (Huq und 
Ayers, 2007).

Der Salzgehalt nimmt nicht nur wegen 
Gezeitenschwankungen und dem Anstieg 
des Meeresspiegels zu. Auch andere Fakto-
ren sind relevant. So hat etwa die Farrakka-
Staustufe am Ganges in Indien den Süßwas-
ser-Zufluss gedrosselt. Auch Landerosion, 
eine veränderte Landnutzung und der Bau 
von Böschungen und Deichen entlang der 
Küsten spielen eine Rolle.

Jedoch zeigen Klimamodelle, dass mit 
steigendem Meeresspiegel auch der Salzge-
halt ansteigt. An den Küsten wird Süßwas-
ser für die Menschen immer mehr zu einem 
raren Gut.

Die Weltgesundheitsorganisation emp-
fiehlt eine tägliche Salzaufnahme von 2,0 
Gramm. Der Süßwassermangel zwingt die 
Menschen an der Südwestküste jedoch dazu, 
Salzwasser zu trinken. Eine Studie (Khan et 
al., 2011) belegt, dass die Menschen im Bezirk 
Khulna in der Trockenzeit fünf bis 16 Gramm 
Salz täglich konsumieren. Das birgt gesund-
heitliche Risiken – wie etwa Bluthochdruck, 
Nierenversagen und Durchfall. Bei Schwan-
geren steigt das Risiko einer Präeklampsie, 
die zu schweren Kopfschmerzen, Organschä-
den und sogar zum Tod führen kann (Khan 
et al., 2014). Eine 2015 von der Weltbank 
beauftragte Studie belegt auch den Zusam-
menhang zwischen Salzwasserkonsum in der 
Schwangerschaft und Säuglingssterblichkeit.

Steigender Salzgehalt schädigt auch 
landwirtschaftliche Flächen. Felder, auf 
denen bislang Reis und andere Feldfrüchte 
wuchsen, wurden daher in Teiche für die 
Garnelenzucht umgewandelt. Dieser Trend 
zeigt sich besonders in Satkhira, einem der 
am stärksten von der Versalzung betroffe-
nen Bezirke. 1975 waren noch 80 Prozent 
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Diese Schutzhütte trotzte dem Wirbelsturm Sidr im Jahr 2007. 

Bangladesch

Indien Gangesdelta

https://www.dandc.eu/de/contributors/Feisal-Rahman
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der dortigen Flächen Ackerland, 2005 nur 
noch 15 Prozent. Zugleich stieg die für die 
Garnelenzucht genutzte Fläche von zwei auf 
72 Prozent.

Sozial sind solche Entwicklungen ver-
heerend. Von der Garnelenzucht profi tieren 
vor allem reiche Bauern. Arme Bauern und 
marginalisierte Gruppen sind die Verlierer. 
Ein Grund dafür ist, dass Garnelenzucht we-
niger aufwändig als Reisanbau ist – landlose 
Arbeiter und Farmpächter haben somit das 
Nachsehen. Das zwingt die Männer dazu, in 
den Städten Arbeit zu suchen, während die 
Frauen mit Kindern und älteren Menschen 
zurückbleiben. Durch den fehlenden Mann 
haben es die Frauen schwerer, wobei ihre 
Arbeitstätigkeit wichtiger wird. Aus den ge-
nannten Gründen gibt es aber immer weni-
ger Jobs für sie in der Landwirtschaft.

Daten aus 14 Bezirken von 1994 bis 
2010 zeigen, dass Ernteausfälle die Land-
fl ucht deutlich fördern (Gray und Mueller, 
2012). In einigen Küstengebieten, wo bislang 
bis zu drei Mal im Jahr Reis geerntet wurde, 
gibt es jetzt nur noch eine Ernte – haupt-
sächlich wegen des steigenden Salzgehalts.

Die arme Bevölkerung ist besonders 
abhängig von Ökosystemleistungen (wie na-
türlichem Süßwasser), die durch den Klima-
wandel beeinträchtigt werden. So werden 
etwa die armen Gemeinschaften, die vom 
Sundarbans-Mangrovenwald leben, unter 
der Versalzung leiden. 

Wissenschaftler untersuchten 2016 
im Auftrag der Weltbank verschiedene Salz-
wasser-Szenarien. Sie prognostizieren, dass 
steigender Salzgehalt sich negativ auf 14 
Mangrovenarten, besonders auf die wertvol-

len Sundari-Bäume, auswirkt. Die Autoren 
warnen davor, dass die ärmsten Unterbezir-
ke die „größten negativen Folgen“ zu spüren 
bekommen. Unter anderem weil der Holz-
wert sinkt, die Honigproduktion abnimmt 
und es mehr Unfälle mit Wildtieren geben 
wird – auch mit Raubtieren wie Krokodilen 
und Tigern.

Für die Ernährungssicherheit der 
Menschen ist Süßwasserfi sch enorm wich-
tig. Leider zeigen Untersuchungen, dass 
relevante Arten durch die Versalzung ver-
kümmern (Gain et al., 2008). In Paikgacha, 
einem sehr salzigen Unterbezirk von Khul-
na, dezimierte sich die Süßwasserspezies 
zwischen 1975 und 2005 um 59 Prozent. In 
Rampal, einem mäßig salzigen Unterbezirk 
von Bagerhat, gab es einen Rückgang von 
lediglich 21 Prozent. Zwar wachsen zugleich 

Der Weg voran

Trotz großer Probleme gibt 
Bangadesch nicht auf. Das 
Land gilt sogar vielfach als 
Vorreiter bei der Klimaanpas-
sung. Die Regierung stellt sich 
den Herausforderungen. 

Bangladesch gehört zu 
den Ländern, die nur wenig 
CO2 ausstoßen, aber voraus-
sichtlich zu den Hauptleidtra-
genden des Treibhauseff ekts 
gehören werden.  Es wartet 
aber nicht darauf, von anderen 
gerettet zu werden, sondern 
hat schon mehrere Initiativen 
ergriff en, um Entwicklung 
so zu gestalten, dass sie dem 
Klimawandel standhält. 2008 
wurde dafür ein Zehn-Jahres-
Plan beschlossen, und in der 
Folge entstand ein Fonds, der 
bereits den Gegenwert von 
rund 1 Milliarde Dollar Steu-
ermittel in konkrete Maßnah-
men investiert hat. Die inter-
nationale Gebergemeinschaft 
hat einen Parallelfonds einge-

richtet, der „Resilience Fund“ 
heißt. 

Beim Katastrophen-
schutz gibt es riesige Fort-
schritte. Die Nation hat jetzt 
ein sehr zuverlässiges Früh-
warnsystem mit fast 50 000 
Freiwilligen. Wichtig ist auch, 
dass die Industrie wächst, 
neue Erwerbschancen schaff t 
und die Einkommen steigen 
lässt. Bis 2021 wird Bangla-
desch vermutlich ein Land mit 
mittlerem Einkommen sein. 

Es muss noch viel ge-
schehen. Dabei sind die fol-
genden Punkte wichtig:  

 � Gegen die Versalzung 
muss etwas getan werden. Es 
wäre gut, Monsunwasser auf-
zustauen, um die Flüsse in der 
Trockenzeit mehr Wasser füh-
ren zu lassen, damit weniger 
Meerwasser ins Delta hinfl ie-
ßen kann. Das ist technisch 
aber recht anspruchsvoll und 
muss gut konzipiert werden.   

 � Die bestehenden Küsten-
befestigungen müssen besser 
instand gehalten werden und 
dem steigenden Meeresspiegel 
entsprechend ausgebaut wer-
den. Es ist auch dafür zu sor-
gen, dass Schäden umgehend 
repariert werden.  

 � Die Mehrheit der Küs-
tenbevölkerung hängt von 
der Landwirtshaft ab, folglich 
muss dieser Wirtschaftszweig 
intelligent auf den Klima-
wandel vorbereitet werden. 
Es wäre sinnvoll, Reissorten 
anzubauen, die mehr Salz 
vertragen – und das gilt ent-
sprechend auch für andere 
Nutzpfl anzen. Es wäre zudem 
möglich, Beete höher anzule-
gen. Die Politik sollte solche 
Maßnahmen fördern und 
darauf achten, dass Kleinbau-
ern davon profi tieren.  

 � Die Infrastruktur im 
ländlichen Raum muss klima-
fest gemacht werden, wobei 
die Bedürfnisse von Frauen 
und verwundbaren Gruppen 
besondere Beachtung verdie-
nen.   

 � Die Stadtplanung muss 
sich auf wachsende Landfl ucht 
einstellen und für ausreichen-
de urbane Infrastruktur sor-
gen. Erwerbschancen sollten 
zudem in neuen Städten ge-
schaff en, werden, damit nicht 
alle Klimafl üchtlinge in die 
bestehenden, bereits dicht-
bevölkerten Ballungsräume 
drängen.  

Während Bangladesch 
sich derlei heimischen Aufga-
ben stellt, muss es in interna-
tionalen Verhandlungen dafür 
sorgen, dass alle Länder, die 
dem Klimawandel ausgesetzt 
sind, ohne zu ihm entschei-
dend beigetragen zu haben, 
Geld und technischen Rat be-
kommen. Klimaanpassung ist 
nur in begrenztem Maß mög-
lich. Deshalb muss das Klima 
geschützt werden, was nur die 
internationale Staatengemein-
schaft leisten kann. Um Emis-
sionen im ausreichenden Maß 
zu reduzieren, ist globale Ko-
operation nötig. Bangladeschs 
Diplomaten werden ordentlich 
zu tun haben.
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die Bestände an salztoleranten Spezies 
leicht – den Verlust vermag das aber nicht 
auszugleichen. Die Proteinversorgung der 
Menschen verschlechtert sich somit dras-
tisch, und die Biodiversität schwindet. 

Katastrophen treffen besonders 
Frauen 

Frauen und junge Mädchen sind von den 
Folgen der globalen Erwärmung besonders 
betroffen. Sie holen das Wasser für ihre 
Familien und müssen in der Trockenzeit, 
wenn das Süßwasser knapp wird, weite 
Wege gehen – manchmal laufen sie bis zu 
zehn Kilometer täglich. Dabei werden sie 
oft sexuell belästigt. Zudem verursacht die 
Nutzung von Salzwasser bei Frauen und 
Mädchen während der Menstruation gynä-
kologische Probleme (Islam et al., 2016).

Das IPCC prognostizierte 2014, dass 
Wirbelstürme und tropische Stürme allge-
mein stärker werden. Bangladesch hat sein 
Katastrophenmanagement sehr verbessert. 
Als der Zyklon Bhola 1970 im Delta wüte-
te, kamen zwischen 300 000 und 500 000 
Menschen ums Leben. 1991 forderte ein 
vergleichbar starker Wirbelsturm 135 000 
Leben. 2007 tötete Sidr mit mehr als 250 
Stundenkilometern „nur“ noch 3500 Men-
schen. Inzwischen hat Bangladesch ein 
Frühwarnsystem und Schutzräume, dank 
derer die Menschen heute erheblich besser 
vorbereitet sind.

Dennoch verursachen Wirbelstürme 
enorme Schäden. Sie zerstören die Infra-
struktur, verunreinigen Süßwasserressour-
cen und verschärfen so das Problem der 
Versalzung. Extremwetterereignisse, wie 
etwa Wirbelstürme, treffen Frauen stärker 
als Männer. Bisher waren 90 Prozent der 

Todesopfer durch Wirbelstürme weiblich. 
Auch als 2007 der Sidr wütete, waren unter 
den Opfern immer noch mehr als 83 Prozent 
Frauen (Weltbank 2013). Das liegt nicht zu-
letzt daran, dass sie sich nicht nur um sich 
selbst, sondern auch um Kinder, ältere Men-
schen, Kranke und um die Viehbestände 
kümmern. Studien zeigten, dass viele Frau-
en damals nicht durch das Frühwarnsystem 
alarmiert wurden. 

Extreme Wetterereignisse vertreiben 
die Menschen aus ihrer Heimat – und die 
Zahl der Betroffenen dürfte steigen. Zyklon 
Sidr zwang 2007 fast 650 000 Menschen zur 
Umsiedlung. Zwei Jahre später vertrieb der 
etwas schwächere Wirbelsturm Bijli fast 
200 000 Menschen. Oft sind das temporäre 
Phänomene. Die Zerstörung des Ackerlan-
des ist hingegen dauerhaft. 

So oder so ziehen täglich rund 2000 
weitere Menschen vor allem von der Küs-
te in das Ballungsgebiet Dhaka, das schon 
heute zu einem der am dichtesten besiedel-
ten Gebiete der Welt zählt. Viele von ihnen 
hoffen, der ländlichen Armut zu entfliehen. 
Tatsächlich finden sie sich meist in Slums 
wieder und arbeiten im informellen Sektor. 
Der Klimawandel wird das Städtewachstum 
weiter verstärken.
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Berufsbildung für 
Klimafl üchtlinge

Mehr als 4,5 Millionen Men-
schen leben auf den Sundarban-
Inseln im indischen Teil des 
Gangesdeltas. Von ihnen wer-
den wegen des Klimawandels 
mindestens eine Million fort-
ziehen müssen. Der Staat sollte 
die Betroff enen berufl ich qua-
lifi zieren, damit sie gute neue 
Erwerbs chancen fi nden.   

Auf den Sundarbans, die 
zu Indien und Bangladesch ge-
hören, wächst der größte Man-
grovenwald der Welt. Die Inseln 
bilden den Südrand des gewal-
tigen Deltas der Flüsse Ganges, 
Brahmaputra und Meghna. Auf 
der indischen Seite der Grenze 
sind 54 Inseln bevölkert, und 
50 stehen unter Naturschutz. 
Touristen kommen her, um den 
Wald zu erleben und – mit etwas 
Glück – einen Tiger zu sehen. Es 
handelt sich um ein UNESCO-
Weltnaturerbe.  

Der Klimawandel verän-
dert das Delta allerdings. Ero-
sion, Zyklone, Sturmfl uten, das 
Bersten der Uferbefestigung, 
Versalzung und andere Schäden 
drohen mehr als der Hälfte der 
indischen Sundarban-Dörfer. 
Die hiesige Sektion des World 
Wide Fund for Nature (WWF-
India) schätzt, mindestens 
1,2 Millionen Menschen 
müssten umgesiedelt werden, 
um Katastrophen vorzubeugen.  

Die indische Regierung 
hat einen National Action Plan 
on Climate Change beschlos-
sen, der auf Energieeffi  zienz, 
erneuerbare Energiequellen, 
nachhaltige Landwirtschaft und 
dergleichen abzielt. Die Lan-
desregierung von Westbengalen 
hat ihrerseits einen Aktionsplan  
verabschiedet. Leider kommt 

Migration in keinem der beiden 
Pläne vor. Es mangelt an Ver-
ständnis dafür, dass Menschen 
systematisch umgesiedelt und 
auf ein neues Leben vorberei-
tet werden müssen. Den Begriff  
„Klimafl üchtling“ gibt es offi  zi-
ell bislang nicht einmal bei den 
UN.  

Fest steht aber, dass mehr 
als eine Million Menschen – vor 
allem Bauern und Fischer – die 
indischen Deltainseln bis 2050 
werden verlassen müssen. Vie-
len Männern wird keine andere 
Wahl bleiben, als ihre Familien 
zu verlassen und als ungelernte 
Arbeiter an fernen Orten Geld zu 
verdienen.  

Wir haben in vier Dörfern 
Daten erhoben (Ghosh, 2015). 
Mehr als die Hälfte der gesun-
den, arbeitsfähigen Männer ist 
bereits in elf andere indische 
Bundesstaaten abgewandert. 
Die meisten arbeiten als Hilfs-
kräfte auf Baustellen. Es wäre 
klug, sie als Maurer, Elektriker, 
Klempner et cetera auszubilden. 
Sie könnten dann mehr Geld 
verdienen – und angesichts des 
Baubooms in Indien würden 
sie auch dringend gebraucht. 
Erfahrene Arbeiter könnten sie 
unterweisen. Solche Maßnah-

men würden nicht viel kosten. 
Frauen könnten derweil da-
für ausgebildet werden, in der 
Textilindustrie und anderen 
Branchen, die viele weibliche 
Beschäftigte haben, zu arbeiten.

Die indische Regierung 
geht zu Recht davon aus, dass 
jedes Jahr 20 000 Menschen in 
der Nutzung erneuerbarer Ener-
giequellen ausgebildet werden 
müssen. Bizarrerweise hat sie 
aber bislang nichts für die beruf-
liche Qualifi zierung der Bevöl-
kerung des bedrohten Ganges-
deltas angekündigt. Auch die 
Landesregierung handelt dies-
bezüglich nicht.

Die betroff enen Dörfer lei-
den unter einem Phänomen, zu 
dem sie so gut wie nichts beige-
tragen haben. Die Infrastruktur 
der Sundarbans ist schwach und 
ihr CO2-Ausstoß  geringfügig. 
Andererseits trägt die Inselbe-
völkerung zum Klimaschutz bei, 
weil sie die Mangroven erhält 
und sogar neue Bäume pfl anzt. 
Die Menschen verdienen es, so 
unterstützt zu werden, dass sie 
mit dem Klimawandel zurecht-
kommen.

Wenn staatliche Akteure 
sie im Stich lassen, kann viel-
leicht die Privatwirtschaft wei-

terhelfen. Indien hat Großun-
ternehmen verpfl ichtet, zwei 
Prozent des Nettogewinns in 
Corporate-Social-Responsibili-
ty-Maßnahmen zu investieren. 
Berufsbildung für Klimafl ücht-
linge wäre eine stimmige Auf-
gabe.

A.K. GHOSH
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Die Bedürfnisse der Vertriebenen

Erzwungene Vertreibung aufgrund von Kata-
strophen ist einer der größten humanitären 
Herausforderungen der Weltgemeinschaft im 
21. Jahrhundert. Dabei spielen auch die Fol-
gen des Klimawandels eine Rolle. Eine staa-
tengeführte Initiative, die Platform on 
Disaster Displacement, will dafür Lösungen 
entwickeln und viele Beteiligte in den Pro-
zess einbeziehen.

Von der Platform on Disaster Displacement

Jedes Jahr werden Millionen Menschen 
durch Naturkatastrophen wie Fluten, Wirbel-
stürme, Erdbeben, Dürren, Versalzung, Glet-
scherschmelze, Gletscherwasserausbruch 
und schmelzendem Permafrost aus ihrer Hei-
mat vertrieben. Andere müssen ihre Heimat 
verlassen, weil der Meeresspiegel steigt, weil 
die Küsten erodieren, das Land austrocknet 
oder generell die Umwelt zerstört wird. Am 
schlimmsten betroffen sind die kleinen Ent-
wicklungsinselstaaten und die am wenigsten 
entwickelten Länder. Aber auch Mittelein-
kommensländer haben spezifische Probleme. 

Von 2008 bis 2014 wurden weltweit 
184 Millionen Menschen durch unerwar-
tete Katastrophen aus ihrer Heimat vertrie-
ben – das ist mehr als ein Drittel der EU-
Gesamtbevölkerung. Die Flüchtlingszahlen 
sind wahrscheinlich noch höher, weil diese 
Schätzungen nicht diejenigen berücksich-
tigen, die durch langsam verlaufende Er-

eignisse wie den Klimawandel vertrieben 
werden. Diese Leute sind aus Mangel an 
Daten schwer zu erfassen. Wir wissen aber, 
dass Küstenregionen besonders betroffen 
sind, weil ein Großteil der Weltbevölkerung 
nicht weiter als 100 Kilometer vom Meer 
entfernt lebt. 

1990 kam der erste Bewertungsbericht 
des Intergovernmental Panel on Climate 
Change (IPCC) zu dem Ergebnis, dass die  
Erderwärmung eine große Wanderbewe-
gung von Menschen verursachen könnte – 
vor allem aus Küstenregionen. Der Präsi-
dent der UN-Generalversammlung sagte 
auf der jährlichen Versammlung der Inter-
national Organization for Migration (IOM): 
„Menschen können nicht in ihren Heimat-
ländern bleiben, wenn sie sich in eine Wüste 
verwandelt oder wenn ihr traditionelles 
Reisdelta einen Meter unter Wasser steht.“ 

Katastrophenflüchtlinge brauchen 
Schutz, bekommen aber häufig keinen. Die 
Situation derjenigen, die wegen Klimawan-
del und langsam verlaufenden Ereignissen 
fliehen, ist besonders schwierig. Ihre Be-
dürfnisse sind nicht so offensichtlich wie 
die der Katastrophenflüchtlinge. Wenn 
Menschen wegen sich langsam vollzie-
henden Umweltveränderungen vertrieben 
werden, erkennt sie das internationale 
Recht in den meisten Fällen nicht als Flücht-
linge an, und folglich haben sie kein Aufent-
haltsrecht in anderen Ländern.

Um diese Lücken zu füllen, wurde 2012 
die Nansen-Initiative gegründet. Sie erarbei-
tete eine Protection Agenda, die von 109 Re-
gierungen im Oktober 2015 unterstützt wurde 
(siehe Kasten, S. 27). Als Nachfolgeinitiative 
wurde 2016 die Platform on Disaster Displace-
ment (PDD) unter deutscher Führung ins Le-
ben gerufen. Dieses internationale Forum 
kooperiert mit vielen Partnern einschließlich 
der IOM, der UN Refugee Agency (UNHCR) 
und führenden Universitäten. Die Plattform 
mit Sitz in Genf hat vier strategische Prioritä-
ten: 

●● Wissens- und Datenlücken schließen,
●● die Nutzung effektiver Maßnahmen auf 

nationaler, regionaler und internationaler 
Ebene fördern,

●● Politikkohärenz unterstützen und 
●● politische und normative Entwicklung 

der Lückenbereiche vorantreiben. 
In der Tat existieren Wissens- und Da-

tenlücken in folgenden Bereichen: 
●● grenzüberschreitende Migrationsbewe-

gungen, 
●● menschliche Mobilität bei langsam ver-

laufenden Ereignissen, 
●● zukünftige Fluchtrisiken und 
●● nachhaltige Lösungen für Katastro-

phenvertriebene.
Um diese Lücken zu schließen, schlägt 

die Plattform vor, bestehende Daten zusam-
menzutragen, Informationen zu vertiefen 
und neues Wissen zu sammeln. Weit zurück-
reichende Daten müssen gründlich geprüft 
und nach Alter, Geschlecht, Diversität und 
Ort getrennt werden.

Die Plattform bereitet in Zusammenar-
beit mit dem Büro des UN High Commissio-
ner for Human Rights (OHCHR) eine Studie 
im Bezug auf menschenrechtsbasierten Maß-
nahmen vor. Ein spezieller Fokus liegt dabei 
auf langsam verlaufende Ereignissen, die zu 
Vertreibung führen.

Auch wenn das internationale Recht 
größtenteils darüber schweigt, ob Länder 
Katastrophenflüchtlinge aufnehmen müs-
sen, haben mehr als 50 Länder entschie-
den, Menschen unter solchen Umständen 
nicht zurückzuschicken. Die Plattform un-
terstützt eher einen pragmatischen An-
satz, als eine neue, gesetzlich bindende 
internationale Konvention zu fordern. 
Länder und regionale Organisationen wer-
den dazu ermutigt, effektive Praktiken, wie 
sie in der Protection Agenda ausgearbeitet 
sind, in ihre eigenen Politikmaßnahmen 
einzubinden.

Resilienz ist wichtig: Die Hauptstadt von Peru, Lima, wurde im März von ungewöhnlichen 

Regenfällen getroffen. 

http://disasterdisplacement.org/
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Delegationen aus Nord- und Zentral-
amerika stimmten gemeinsamen Rege-
lungen zur Aufnahme und zum Verbleib von 
ausländischen Katastrophenfl üchtlingen auf 
der XXI Regional Conference on Migration 
(RCM) in Honduras im November 2016 zu. 
Die Plattform bemüht sich, ähnliche Prozesse 
in anderen Weltregionen zu ermöglichen.

Die Platform on Disaster Displacement 

mit Sitz in Genf ist eine staatengeführte 

Initiative zum Austausch von Erfahrungen 

und dem Erarbeiten von Maßnahmen. 

Dieser Beitrag wurde von Mitgliedern der 

Koordinationseinheit verfasst. 

http://disasterdisplacement.org/ 

Twitter: @DDisplacement 
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Germanwatch, 2017: Global Climate 

Index 2017 – Who suffers most from 

extreme weather events? Weather-related 

loss events in 2015 and 1996 to 2015.

https://germanwatch.org/en/

download/16411.pdf

Resilienz und geplante 
 Umsiedlungen

Norwegen und die Schweiz ha-
ben zusammen mit anderen 
Ländern 2012 die Nansen-Initi-
ative ins Leben gerufen. Die 
Idee dahinter war, bessere Stra-
tegien für den Umgang mit 
durch Katastrophen vertrie-
bene Menschen zu entwickeln. 
Die 2015 veröff entlichte Protec-
tion Agenda wird von 109 Län-
dern unterstützt. Die Nansen-
Initiative war der Vorgänger 
der Platform on Disaster Dis-
placement (siehe Hauptarti-
kel). Die Protection Agenda 
(2015) nennt folgende Ziele: 

 ● Reduzierung der Gefähr-
dung durch Vertreibungsri-
siken und Aufb au von Resili-
enz: Resilienz bestimmt 
darüber, ob Einzelne, Familien, 
Gemeinschaften oder gar Län-
der den Auswirkungen von Ka-
tastrophen und Klimawandel 
widerstehen können. Resilienz 
hängt auch von Faktoren wie 
guter Infrastruktur und sorgfäl-
tigen Klima-Anpassungsmaß-
nahmen ab. Andere Aspekte 
sind ebenfalls wichtig. Landre-
formen können zum Beispiel 
bewirken, dass mehr Menschen 
das Land besitzen, von dem 
ihre Lebengrundlage abhängt. 
Menschen mit Grundbesitz 
sind resilienter als die, die kei-
nen haben.

 ● Migration mit Würde: Le-
bensumstände können sich so 
verschlechtern, dass Men-
schen gezwungen sind, neue 
Chancen weg von ihrer Heimat 
suchen – entweder im eigenen 
Land oder im Ausland. Wenn 
Migration richtig geplant wird, 
kann sie dazu beitragen, Um-
weltgefahren zu entgehen, und 
für alle Beteiligten wirtschaft-
liche Vorteile bringen. Vertrie-
bene müssen allerdings vor 
Ausbeutung, Gewalt, Men-
schenhandel und sexuellem 
Missbrauch geschützt werden. 
Eine Maßnahme für würde-
volle Migration ist, bestehende 
Abkommen über Migration zu 
beleuchten. Nationale Pro-
jekte, Programme für Saisonar-
beiter und berufl iches Trai-
ning sind sinnvoll. Eine 
dauerhafte Migration mag für 
niedrigliegende Regionen wie 
kleine Inselstaaten nötig sein 
oder für andere Länder, die Ge-
fahr laufen, große Teile des 
Landes zu verlieren. 

 ● Geplante Umsiedlung: 
U m s i e d l u n g s m a ß n a h m e n 
sind historisch betrachtet nie 
besonders erfolgreich verlau-
fen, und sie haben weltweit 
keinen guten Ruf. Sie haben zu 
oft den Verlust der Lebens-
grundlagen und Eigentum be-

deutet, die Trennung von den 
kulturellen Wurzeln und den 
Missbrauch von Menschen-
rechten. Wenn Gegenden den-
noch zu katastrophenträchtig 
sind, macht es Sinn, die Be-
wohner dauerhaft umzusie-
deln. Die UN Refugee Agency, 
die Georgetown University 
und die Brookings Institution 
haben dazu 2015 einen ge-
meinsamen Plan erarbeitet, 
wie Umsiedlungen angemes-
sen durchgeführt werden kön-
nen. Die betroff enen Men-
schen sollen beispielsweise 
aktiv in den Entscheidungs-
prozess einbezogen sein. Es ist 
außerdem nötig, den Betrof-
fenen eine angemessene Le-
bengrundlage in der neuen 
Heimat zu verschaff en ein-
schließlich Wohnraum und 
Basisdienstleistungen. Ihre 
psychologischen und kulturel-
len Bedürfnisse sollten zudem 
berücksichtigt werden.

 ● Hilfe für Vertriebene im 
In- und Ausland: Die meisten 
Katastrophenvertriebene blei-
ben in ihrem Heimatländern, 
weshalb der Schutz von Bin-
nenvertriebenen besonders 
wichtig ist. Katastrophenvor-
sorge ist essenziell, damit 
 Risiken frühzeitig beurteilt 
werden können. Notfallmaß-
nahmen und langfristige Lö-
sungen müssen vor dem Kata-
strophenfall geplant werden. 
Migration ins Ausland könnte 
häufi g vermieden werden, 
wenn den Binnenvertriebenen 

adäquate Hilfe in ihren Hei-
matländern zuteil würde. Inter-
nationale Unterstützung wäre 
hier sinnvoll. Dennoch wird es 
nie möglich sein, alle Risiken 
auszuschließen und Leute da-
ran zu hindern, ihre Heimat-
länder zu verlassen. Das inter-
nationale Recht gibt keine 
ausdrückliche Auskunft, ob 
Staaten Ausländer, die vor Ka-
tastrophen gefl ohen sind, auf-
nehmen müssen. Länder haben 
unterschiedlich reagiert. Es ist 
dennoch wichtig, die Rechte 
und Pfl ichten von Katastro-
phenfl üchtlingen für die Dauer 
des Aufenthalts festzulegen 
und dabei die Kapazitäten des 
Gastlandes zu berücksichtigen. 
Es braucht außerdem langfris-
tige Lösungen, damit Vertrie-
bene nicht immer wieder von 
Land zu Land umziehen müs-
sen.  
 Sabine Balk
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Die Rettung des Mekong-Deltas

Im Mekong-Delta, der „Reiskammer Viet-
nams“, sind die Auswirkungen des Klima-
wandels dramatisch. Bis zum Jahr 2100 
könnten offiziellen Studien zufolge bis zu 
39 Prozent der Region vom Meer überflutet 
sein – was nicht nur für die 17 Millionen Ein-
wohner dramatische Konsequenzen hätte. 
Denn das Mekong-Delta produziert Reis für 
245 Millionen Menschen weltweit und spielt 
daher auch für die globale Ernährungs
sicherheit eine wichtige Rolle. 

Von Severin Peters und Christian Henckes

Am deutlichsten zeigen sich die Folgen 
des Klimawandels an der Küste, die durch 
den steigenden Meeresspiegel, Stürme und 
Flutwellen bedroht wird. An ungeschütz-
ten Stellen bricht sie weg, mancherorts bis 
zu 50 Meter im Jahr. Häuser werden über-
schwemmt und fruchtbare Ländereien ver-
salzen. Die Existenzgrundlage vieler Men-
schen an der Küste ist gefährdet.

Um dem entgegenzuwirken, unter-
stützt Deutschland Vietnam gemeinsam mit 
Australien seit 2011 mit einem Programm 
zum integrierten Küstenmanagement. Das 
Programm, das die GIZ  im Auftrag des Bun-
desministeriums für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (BMZ) und des 
australischen Ministeriums für Auswärti-

ge Angelegenheiten und Handel (DFAT) 
durchführt, setzt auf Wiederaufforstung 
der ursprünglichen Mangrovenwälder, auf 
nachhaltige Methoden im Reisanbau und 
der Garnelenzucht sowie auf ein besseres 
Management der vielen Wasserkanäle, die 
die Region durchkreuzen. Darüber hinaus 
werden die vietnamesischen Behörden 
unterstützt, gemeinsam Strategien für die 
Zukunft der Region über Provinzgrenzen 
hinweg zu entwickeln, um gegen die Klima-
veränderungen gewappnet zu sein.

Eines der größten Probleme an der Kü-
ste ist die Erosion. Sie sorgt dafür, dass im-
mer mehr Land wegbricht und sich das Meer 
immer weiter ins Landesinnere frisst. Vie-
lerorts stehen Häuser direkt am Wasser, die 
noch vor Jahren hunderte Meter Abstand 
dazu hatten. Mit dem Land verschwinden 
auch die darauf wachsenden Mangroven-
bäume, die im Zwischenbereich zwischen 
Meer und Festland stehen. Sie sind der be-
ste Puffer, um die Wucht von Stürmen und 
Überflutungen abzudämpfen.

Erosion stoppen

Das Küstenmanagement-Programm fand 
eine Lösung gegen die Erosion: Auf der 
Grundlage von komplexen Messungen der 
Strömungen wurden einfache Wellenbre-

cher-Zäune aus Bambus entwickelt, die 
im Meer stehen und die Wucht der Wellen 
bremsen. Dadurch können sich die Erdpar-
tikel, die das Meer mitführt, ablagern – so 
entsteht neues Land, auf dem dann Mangro-
ven und andere Pflanzen wachsen können. 
So konnte nicht nur Erosion gestoppt, son-
dern auch die Küstenlinie an einigen Stellen 
bis zu 180 Meter weiter in Richtung Meer 
verschoben werden. 

Doch so erfolgreich die Wellenbre-
cher-Zäune auch sind – sie sind nur eine 
von vielen Lösungen, die nötig sind, um die 
720 Kilometer lange Küste im Mekong-Delta 
gegen den Klimawandel zu stärken. Daher 
entwickelte das Programm eine digitale Kar-
te der gesamten Küstenlinie, auf der präzise 
verzeichnet ist, an welchen Stellen welche 
Küstenschutz-Maßnahmen notwendig wä-
ren – seien es die Wellenbrecher aus Bam-
bus, seien es neue Mangrovenbäume, seien 
es an besonders gefährdeten Stellen auch 
mächtige Mauern aus Beton, die zwar nicht 
schön anzuschauen sind, aber die Wucht 
des Meeres erfolgreich bremsen.

Maßnahmen zum Küstenschutz 
können die Probleme des Mekong-Deltas 
allerdings allein nicht lösen. Denn die Be-
drohungen gehen darüber hinaus. Die 
Landwirtschaft im Mekong-Delta, eine der 
produktivsten in Asien, ist zunehmend ge-

Die Küstendörfer im 

Mekong-Delta sind 

vom Klimawandel 

stark betroffen. 

Vietnam

Mekong Delta
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fährdet. Bereits heute drückt der steigende 
Meeresspiegel immer mehr Salzwasser ins 
Delta; zugleich wird die Frischwasserzufuhr 
durch den Mekong-Fluss immer spärlicher 
und unzuverlässiger – unter anderem we-
gen riesiger Staudämme in China und Laos 
(siehe E+Z/D+C 2013/12, S. 474). 

Im Frühjahr 2016 trugen diese Fak-
toren dazu bei, dass das Mekong-Delta unter 
der schlimmsten Dürre seit Beginn der Wet-
teraufzeichnungen vor 90 Jahren litt – ein 
Schock für tausende Bauern, die zum Teil 
herbe Ernteausfälle verzeichneten (siehe 
E+Z/D+C e-Paper 2016/10, S. 44). Die Dürre 
war für die Politik aber auch ein Signal, die 
ohnehin notwendige Entwicklung einer ge-
meinsamen Strategie für das Mekong-Delta 
mit Nachdruck voranzutreiben. 

Denn das Mekong-Delta, das etwa  
17 Millionen Einwohner hat, ist gar keine 
eigene administrative Einheit, sondern in  
13 unterschiedliche Provinzen unterteilt, die 
ihre Pläne und Investitionen oft nicht mit
einander abstimmen. Hinzu kommt, dass un-
terschiedliche Ministerien für Klimawandel-
Anpassung im Mekong-Delta zuständig sind. 

Eine neue Verordnung des Minister-
präsidenten für regionale Koordinierung 
im Mekong-Delta soll hier Abhilfe schaffen: 
So werden künftig alle Akteure – vor allem 
Provinzen, Ministerien und internationale 
Partner – gemeinsame Strategien entwi-
ckeln und damit die zur Verfügung stehen-
den Mittel deutlich effizienter einsetzen. 

Wassermanagement verbessern

Besonders wichtig ist diese Reform in den 
Bereichen Landwirtschaft und Wasserma-
nagement. Das Delta ist von tausenden 
Kanälen durchzogen, die den Bauern das 
Wasser in der Form bringen, die sie für ihre 

Produktion benötigen: Frischwasser für 
Reis- und Obstfarmen, Salz- oder Brack-
wasser für die Garnelenzucht. Bisher fehlt 
es allerdings an einem klaren System dafür, 
wo welche Produkte angebaut werden sol-
len und wie das Wassersystem darauf abge-
stimmt werden muss. Die Konsequenz: Die 
immer spärlicheren Frischwasserressour-
cen werden oft nicht effizient eingesetzt. 

Dass es auch anders geht, beweist 
ein Bewässerungssystem im südlichen Me-
kong-Delta. Hier wurde das Wassermanage-
ment gemeinsam mit lokalen Behörden 
optimiert, was zu einer Verbesserung an 
Kanälen mit einer Gesamtlänge von 14 000 
Kilometern geführt hat – das entspricht der 
Distanz zwischen Deutschland und Austra-
lien. 1,2 Millionen Menschen im ländlichen 
Bereich profitieren davon. 

Allerdings ist die Wasserversorgung 
nicht der einzige Faktor, um die Landwirt-
schaft besser an die Klima- und Umweltver-
änderungen anzupassen. Das Mekong-Delta 
ist geprägt durch eine Vielzahl von sehr klei-
nen Farmen, die oft nur 0,5 bis zwei Hektar 
groß sind. Zwar hat dieses System den Vor-
teil, dass viele Menschen mit hoher Auto-
nomie einen geringen, aber zuverlässigen 
Lebensunterhalt verdienen können. Doch 
die vielen unabhängigen, fußballfeldgroß-
en Bauernhöfe machen es schwierig, die 
Produktivität zu erhöhen und verlässliche 
Standards einzuführen. Daher werden im 
Mekong-Delta meist Produkte geringer Qua-
lität hergestellt, die nur zu einem niedrigen 
Preis verkauft werden können, sodass für 
die Bauern wenig übrig bleibt. 

Eine Lösung besteht in der Bildung 
von Bauerngenossenschaften, die das GIZ-
Programm unterstützt. Solche Zusammen-
schlüsse machen es einfacher, den Bauern 
Trainings in verbesserten Anbaumetho-

den anzubieten, die die Einkünfte steigern 
und die Umwelt schonen. Ein Beispiel ist 
der Reisanbau, wo Bauern mit der „Alter-
nate Wetting and Drying Rice“-Methode 30 
Prozent weniger Wasser und Pestizide ver-
wenden und ihr Einkommen um bis zu 40 
Prozent steigern können. 

Solche Ansätze werden nun ins 
„Großes Reisfeld“-Programm der Regierung 
übernommen, in der viele kleine Farmen 
nach gemeinsamen Standards anbauen, um 
die Qualität der Produkte zu sichern – so, als 
würde es sich um ein einziges großes Reis-
feld handeln.  

Ansätze wie diese gehen in die richtige 
Richtung, benötigen aber weitere Unterstüt-
zung. Die einzelnen Bauern und Bewohner 
der Küstengebiete können allein dem Kli-
mawandel wenig entgegensetzen. Wenn es 
aber gelingt, eine Initiative anzustoßen, in 
der nicht nur die unterschiedlichen politi-
schen Akteure zusammenarbeiten, sondern 
auch die lokale Bevölkerung ihren Platz fin-
det, dann besteht Hoffnung, dass das Me-
kong-Delta auch in mehreren Jahrzehnten 
noch hunderte Millionen Menschen mit 
Nahrungsmitteln versorgen kann. Die Zei-
chen hierfür stehen derzeit gut.

Severin Peters

ist Seniorberater im 

Programm zum integrierten 

Küstenmanagement  

im Mekong-Delta.

severin.peters@giz.de

Christian Henckes

leitet das Programm.

 

christian.henckes@giz.de

Der Bauer Nguyen Van 

Son züchtet Garnelen 

nach umweltverträglicher 

Methode in einem 

Mangroven-Becken. 
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Wertvolle Wirkung

Die WAVE-Initiative der Welt-
bank macht in einer Studie von 
2016 Vorschläge, wie der Nut-
zen von Mangroven und Koral-
lenriff en gemessen und ökono-
misch bewertet werden kann. 
Es geht darum, Entscheidungs-
trägern zu vermitteln, was diese 
gefährdeten Küstenlebensräu-
me wert sind.  

Mangroven und Korallen-
riff e federn Erosion und  Aus-
wirkungen extremer Wetterer-
eignisse ab. Das ist wichtig, weil 
der Klimawandel solche Ereig-
nisse wahrscheinlicher macht. 
Obendrein sind viele bedrohte 
Küsten dicht besiedelt. 

Wie sehr Mangroven die 
Stärke von Wellen und Wind re-
duzieren, hängt von der Dichte 
der Vegetation, der Wassertiefe 
und anderen Faktoren ab. Sie 
können sogar die Wucht von 
Tsu namis abmildern. Korallen-
riff e haben eine ähnliche Schutz-
funktion, denn sie wirken wie 
niedrigschwellige Wellenbre-
cher, die auch bei Zyklonen die 
Wucht der Wogen auff angen.  

Die Weltbank rief 2010 
das globale Partnerschaftspro-
gramm WAVE (Wealth Accoun-
ting and Valuation of Ecosys-
tems Services) ins Leben. Es soll 
dafür sorgen, dass Naturkapital 
in die Entwicklungsplanung 
und die volkswirtschaftliche Ge-
samtrechnung miteinbezogen 
wird. Dass Mangroven Touristen 
anlocken, wird in der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung 
oft schon erfasst. Das gilt aber 
nicht für ihre „Dienstleistung“ 
in Bezug auf Küstenschutz, Fi-
schereiförderung und Kohlen-
stoff speicherung. Internationa-
le Standards wären nützlich. 

Es gibt unterschied liche 
Methoden, um den Wert na-
türlicher Lebensräume für den 
Küstenschutz zu berechnen. 
Die Autoren von WAVE be-
fürworten den „Expected Da-
mage Function“-Ansatz, den 
auch  Versicherungsunterneh-
men gern verwenden. Er erfasst 
alle bestehenden Risiken und 
macht Schäden vergleichbar, 
die an der Küste mit und ohne 

die natürlichen Lebensräume 
entstehen. Daraus ergibt sich 
der ökonomische Wert von 
Mangroven und Riff en für den 
Küstenschutz. Diese Methode 
ist aus Sicht der WAVE-Autoren 
besser, als den Wert von Man-
groven und Riff en anhand der 
Kosten für künstliche Infra-
struktur zu bestimmen („Repla-
cement Cost“-Ansatz). 

Laut WAVE-Bericht führt 
mehr Wissen über den Nutzen 
von Mangroven und Riff en zu 
besserem Schutz dieser Öko-
systeme. Der Bericht enthält 
mehr als 20 Fallstudien, die 
das belegen. Grüne Infrastruk-
tur gedeiht dort gut, wo die 
örtliche Bevölkerung sie will 
und politisch fordert. Wissen-
schaftliche Forschungsergeb-
nisse können dazu beitragen. 

Die Autoren geben zu-
dem mehrere Empfehlungen : 

 � Korallenriff e und Man-
groven sollten nicht mehr als 
unkonventioneller Küsten-
schutz betrachtet werden, da 
ihre Funktionsweise längst er-
forscht ist. 

 � Pilotprojekte zur genauen 
umweltökonomische Gesamt-
rechnung sind nötig. 

 � Die Datenlücken über die 
Küstenschutzleistungen von 
Riff en und Mangroven sollten 
geschlossen werden.

 � An vielen Orten wären 
Schutz und Pfl ege von Mangro-
ven und Riff en die billigste Me-
thode des Küstenschutzes. 

 � Wo Ökosysteme beschä-
digt wurden und nicht mehr 
voll leistungsfähig sind, ist Re-
staurierung zu erwägen. 

 � Leitlinien und interna-
tionale Verpfl ichtungen zum 
Schutz von Mangroven und Rif-
fen wären sinnvoll. 

 � Entwicklungsländer soll-
ten Riff e und Mangroven in ihre 
nationalen Anpassungspläne 
einbeziehen, und Industrielän-
der sollten Korallenriff e und 
Mangroven in ihre Unterstüt-
zungsprogramme für die An-
passung und Risikoreduzierung 
des Klimawandels aufnehmen. 
 Linda Engel

LINK

WAVE, 2016: Managing coasts 

with natural solutions.

https://www.wavespartnership.

org/en/knowledge-center/

managing-coasts-natural-

solutions

Korallenriffe sind unter anderem für die Komoren im Indischen Ozean niedrigschwellige Wellenbrecher. 
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Philippinische Kursänderung

Staaten kontrollieren die Gewässer vor ihren 
Küsten. Aus Sicht der chinesischen Regie-
rung jedoch gehört fast das ganze Südchi-
nesische Meer zur Volksrepublik. Die Chefs 
südostasiatischer Länder waren bislang 
anderer Meinung – die philippinische Regie-
rung unter dem neuen Präsidenten Rodrigo 
Duterte gibt sich nun jedoch seltsam ambi-
valent. 

Von Alan C. Robles

Noch vor rund einem Jahr, unter der Re-
gierung von Benigno Aquino, folgte die 
philippinische Diplomatie einem klaren, 
stetigen Kurs. Manila rief ein internatio-
nales Gericht an, um zu entscheiden, ob 
China Anspruch auf Kontrolle des gesam-
ten Südchinesischen Meeres hat. Die Re-
gierung Aquino bestand im Rahmen des 
UN-Seerechtsübereinkommens (UNCLOS) 
auf einem Schiedsgerichtsverfahren. Die 
Streitigkeiten sollten in einem multilate-
ralen Rahmen geregelt und Beziehungen 
zu anderen Ländern aufgebaut werden, die 
ebenfalls von den maritimen Übergriffen 
Pekings betroffen sind.

Dieses Vorgehen war recht erfolgreich. 
Im Juli vergangenen Jahres entschied ein 
UNCLOS-Tribunal in Den Haag zugunsten 
der Philippinen. Doch Peking akzeptierte 
den Entscheid nicht: Das kommunistische 
Regime beruft sich auf eine alte Karte des 
Südchinesischen Meeres und beansprucht 
die Hoheit über das gesamte Gebiet inner-
halb der sogenannten Neun-Striche-Linie. 
Diese erstreckt sich entlang der Küste Viet-
nams nach Malaysia und im Norden bis zu 
den östlichsten Inseln der Philippinen. Die 
Linie ist nicht genau definiert, aber sie ver-
letzt eindeutig die von UNCLOS definierten 
ausschließlichen Wirtschaftszonen mehre-
rer Länder.

Bisher haben alle betroffenen Regie-
rungen die territorialen Ansprüche Chinas 
abgelehnt. Aber neuerdings schlingert Ma-
nila. Die neue Regierung ignoriert, dass die 
Philippinen das Schiedsverfahren gewon-
nen haben, wirft sich Peking an den Hals 
und brüskiert damit seine bisherigen Ver-
bündeten. 

Grund ist die Wahl Rodrigo Dutertes 
zum Präsidenten, dem blutrünstigen, popu-
listischen Ex-Bürgermeister von Davao City 
(siehe auch den Beitrag von Alan C. Robles 
in E+Z/D+C e-Paper 2017/02, S. 24). Im Wahl-
kampf bezog er keine klare Position zum 
Streit um das Südchinesische Meer, sondern 
schlingerte umher. Beispielsweise schwor 
er, notfalls mit Jet-Skis zu den umstrittenen 
Felsen zu fahren und dort eigenhändig die 
philippinische Flagge zu hissen.

Kaum im Amt, änderte er seine Au-
ßenpolitik jedoch. Wiederholt beleidigte 
er die USA, nannte den damaligen Präsi-
denten Barack Obama einen „Hurensohn“ 
und drohte, alle Sicherheitsabkommen mit 
der Supermacht außer Kraft zu setzen. Da-
für kuschte er in Peking vor der kommunis-
tischen Führung. Ohne die Streitigkeiten 
um das Südchinesische Meer zu erwähnen, 
sagte er zu seinem Pendant Xi Jinping: „Das 
ist der Frühling unserer Beziehung.“ Es sei 
an der Zeit gewesen, sich von den USA zu 
verabschieden. Duterte versprach der chi-
nesischen Führung: „Ich werde für immer 
von euch abhängig sein.“

Das war Musik in den Ohren der 
Gastgeber. Duterte kehrte reich beschenkt 

heim: Darlehen in Milliardenhöhe, Verein-
barungen bezüglich Handel, Investitionen 
und Sicherheit, Versprechen zur Finanzie-
rung von Infrastruktur sowie die Ankün-
digung von Flugzeugladungen von chine-
sischen Touristen und Investoren.

Es wird heftig darüber spekuliert, wa-
rum er diese spektakuläre diplomatische 
Wende vollzogen hat. Eine Vermutung ist, 
dass Duterte die USA hasst, weil er einst 
kein Visum bekommen hat. Man munkelt 
auch, China habe heimlich seinen Wahl-
kampf unterstützt oder biete dem kranken 
71-jährigen Präsidenten eine gute medizi-
nische Versorgung.

Die wohlwollendste Interpretation sei-
nes Kurswechsels ist, dass Duterte den ge-
rissenen Filipino spielt, der sich in alle Rich-
tungen absichert und dabei zwei Mächte 
gegeneinander ausspielt. Tatsächlich hat er 
trotz seiner rhetorischen Aussetzer bislang 

Die chinesische Küstenwache greift philippinische Fischer in der Nähe des Scarborough-Riffs 

auf, auf das historisch beide Länder Anspruch erheben.

Südchinesisches 

Meer

China

philippinen
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die Sicherheitsabkommen mit Washington 
nicht angetastet, und er macht auch keine 
Anstalten, die fünf US-Militärstützpunkte 
auf den Philippinen zu schließen.

So gesehen, spielt Duterte ein heikles 
Spiel. China ist keinen Schritt davon abge-
rückt, dass ihm „unbestreitbar“ das ganze 
Südchinesische Meer gehöre, wie es die 
„Neun-Striche-Linie“ vage definiert. Peking 
hat zudem nie geklärt, wie weit die Striche 
von der Küste entfernt sind. Es ist jedoch 
offensichtlich, dass die Linie die ausschließ-
liche Wirtschaftszone der Philippinen 
durchkreuzt und sehr nahe an der Küste von 
Luzon verläuft, der wichtigsten und bevöl-
kerungsreichsten Insel des Archipels.

Militärische Dimensionen

Die Frage ist von großer geostrategischer 
Bedeutung. China hat sich Felsen und Riffe 
im Meer unter den Nagel gerissen und be-
gonnen, sie zu Inseln mit militärischen An-
lagen auszubauen. Laut US-Militär könnten 
die neuen Stützpunkte bald bis oben hin mit 
Raketen ausgestattet sein – und die befah-
renste Seestraße der Welt in eine Art chi-
nesischen See verwandeln. Die US-Marine 
beobachtet das Ganze entsprechend auf-
merksam.

Einige Filipinos halten es für das 
Beste, das Gebiet einfach aufzugeben, da 
die Philippinen ohnehin nicht in der Lage 

wären, sich gegen China zu verteidigen. 
Sie verkennen, dass es ein Unterschied ist, 
ob sich jemand eines Gebietes bemäch-
tigt, oder ob es ihm freiwillig überlassen 
wird. Wenn Manila jetzt nachgibt, wird es 
künftig sehr schwer sein, chinesische Be-
sitzansprüche an das Südchinesische Meer 
anzufechten. 

Zudem ist denen, die so argumentie-
ren, nicht bewusst, was auf dem Spiel steht. 
Der Historiker und Philippinen-Spezialist 
Alfred McCoy von der Universität von Wis-
consin-Madison rät zu einem „Blick auf die 
Karte“ und betont, dass die ausschließliche 
Wirtschaftszone der Philippinen im Süd-
chinesischen Meer „etwa einem Drittel des 
bestehenden Hoheitsgebiets des Landes“ 
entspricht. Auch seien dies die „reichsten 
Fischgründe“, die künftige Generationen 
mit Eiweiß versorgen werden.

McCoy warnt die Filipinos davor, auf 
die Fischgründe und die unter dem Meer ge-
speicherten Kohlenwasserstoffvorkommen 
zu verzichten. Das Wirtschaftswachstum 
könne darunter leiden. Der Wissenschaftler 
hält Dutertes Vorgehen für ein „gefährliches 
Spiel“, denn mit seinem Kotau vor China be-
unruhige er philippinische Nationalisten. 
Der UNCLOS-Rechtssieg war wichtig, meint 
McCoy, doch der neue Präsident habe ihn 
praktisch außer Kraft gesetzt.

Dutertes außenpolitischer Kurswech-
sel stellt eine drastische – und wohl lange 
überfällige – Abkehr von der bisherigen Un-
terwerfung unter die USA dar. Andererseits 
merkt Manila nun, dass sein neuer bester 
Freund ebenfalls sehr fordernd sein kann.

Ende Februar sagte Dutertes Außen-
minister Perfecto Yasay Reportern: „Wir wi-
dersprechen dem Festhalten der Chinesen 
an der Neun-Striche-Linie vehement.“ Und 
weiter: „Wenn China uns angreift, bleibt 
uns nichts anderes übrig, als uns zu vertei-
digen und sicherzustellen, dass unsere sou-
veränen Rechte anerkannt werden.“ Yasay 
sagte auch, ASEAN sei besorgt über Chinas 
Militarisierung der künstlichen Inseln.

Die Reaktion ließ nicht lange auf sich 
warten. Peking sagte die geplante Reise sei-
nes Handelsministers nach Manila ab, bei 
der er Verträge für 40 Milliardenprojekte 
hätte unterzeichnen sollen. Ein Sprecher 
des chinesischen Außenministeriums be-
zeichnete Yasays Worte als „rätselhaft und 
bedauerlich.“ Duterte schritt daraufhin ein 
und meinte, man habe seinen Außenmi-
nister „falsch verstanden“. Später musste 

dieser aufgrund von Problemen mit seiner 
Staatsangehörigkeit zurücktreten.

Länger, als die Verfassung vorsieht

China dürfte mit seinem Mann in Manila zu-
frieden sein. Im Februar rief Zhao Jianhua, 
der chinesische Botschafter auf den Philip-
pinen, offen zur Notstandsermächtigung für 
Duterte auf – angeblich, um Infrastruktur-
projekte wie Verkehr zu regeln. Er sagte, die 
Chinesen hätten Bedenken gegenüber „Pro-
jekten, die eine Amtszeit überdauern“, und 
deutete damit an, dass es im Sinne Chinas 
sei, wenn Duterte das Land länger regiert als 
die verfassungsmäßig vorgesehene sechs-
jährige Amtszeit. Politischen Beobachtern 
in Manila ist jedoch klar, dass Duterte selbst 
sehr auf eine Notstandsermächtigung aus 
ist – und gern zum Diktator würde, der nicht 
der Verfassung unterworfen ist. 

Dutertes Schulterschluss mit Peking 
ist nicht im Sinne der philippinischen Be-
völkerung und schon gar nicht des Militärs. 
Die Streitkräfte des Landes sind nach ame-
rikanischem Vorbild organisiert, trainiert 
und ausgestattet, und viele Offiziere wurden 
in den USA ausgebildet.

Nicht zuletzt macht die Wahl Donald 
Trumps – und damit eines Staatschefs, der 
ähnlich schwankend zu sein scheint wie 
Duterte – die Sache komplizierter. Durch die 
Ankündigung des US-Präsidenten, das Mili-
tär auszubauen, und die Tatsache, dass er 
China als Bedrohung wahrnimmt, werden 
sich wohl auch die Spannungen bezüglich 
des Südchinesischen Meeres verschärfen. 
In einem Konflikt wären die Philippinen 
ein Frontstaat. Bisher scheint Duterte mit 
Trump auszukommen, aber seine peking-
freundliche Politik könnte in Washington 
auf Widerstand stoßen.

Jahrzehntelang lebten die Filipinos 
als glückliche Insulaner, weit weg von den 
geopolitischen Themen des asiatischen Fest-
landes. Jetzt sind sie erwacht und müssen 
feststellen, dass die Philippinen in der schwe-
lenden Konfrontation zwischen China und 
den USA eine bedeutende Rolle spielen. Kurz 
gesagt, erkennen sie: „Geographie ist Schick-
sal“, wie Napoleon gesagt haben soll.

Alan C. Robles

ist freier Journalist  

und lebt in Manila.

 

editor@hotmanila.ph

Die „Neun-Striche-Linie“.
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Handel braucht Häfen

Fehlender Zugang zum Meer stellt ein Ent-
wicklungshindernis dar. Das betrifft vor allem 
Entwicklungsländer, die sowieso schon mit 
zahlreichen strukturellen Problemen zu 
kämpfen haben. Doch eine zentrale geogra-
fische Lage inmitten eines Kontinents hat 
auch Vorteile. Der Binnenstaat Ruanda ist 
zum Beispiel dabei, sich zu einem regionalen 
Infrastruktur- und Dienstleistungszentrum 
zu entwickeln. 

Von Kacana Sipangule

Ein Drittel aller Länder, deren Entwicklung 
der Human Development Index 2015 als 
„gering“ einstufte, hat keinen Zugang zum 
Meer. Diese Länder wiesen die niedrigste 
Lebenserwartung, den geringsten Bildungs-
stand und das kleinste Pro-Kopf-Einkom-
men auf. Im Durchschnitt wächst die Wirt-
schaft in Binnenstaaten langsamer als in 
Küstenstaaten. Laut Mackellar et al. (2000) 
verringert dieser Nachteil das durchschnitt-
liche Wachstum um jährlich 1,5 Prozent.

Entwicklungsländer ohne Zugang zu 
einem Hafen zahlen einen besonders hohen 
Preis. Ihr Handel hängt von anderen Län-
dern ab. Je schlechter die Transportinfra-
struktur ist, umso höher sind die Handels-
kosten. Zudem erheben viele Transitländer 

Zölle und Gebühren, etwa für die Straßen-
nutzung, wodurch die Handelskosten noch 
mehr steigen (Snow et al., 2003).

Schlechte Infrastruktur verursacht 
Verzögerungen; dazu kommen Verzöge-
rungen an den Grenzen. Zollabwicklung, 
Besteuerung und andere bürokratische 
Vorgänge sind für 75 Prozent aller Verzöge-
rungen verantwortlich (Djankov et al., 2010). 
Diese wirken sich vor allem auf zeitsensible, 
verderbliche Waren wie landwirtschaftliche 
Produkte aus. Im Durchschnitt dauert der 
Import von Waren in Binnenstaaten 42 Tage 
und der Export 37 Tage. Entwicklungslän-
der mit Meerzugang brauchen nur die Hälf-
te der Zeit (Torres, 2014).

Da Binnenstaaten in Bezug auf ihre 
Handelswege von Nachbarländern abhängig 
sind, ist es besonders wichtig, dass diese poli-
tisch stabil sind und die Verwaltung funktio-
niert. Im Falle von Konflikten oder Instabilität 
müssen unter Umständen neue Handelswege 
erschlossen werden. Das kann sehr teuer wer-
den, vor allem, wenn neue Schienen- oder 
Straßenwege gebaut werden müssen.

Ein bekanntes Beispiel ist die Tanzania 
Zambia Railway line (TAZARA). Sie wurde 
gebaut, weil Südrhodesien, das heutige Sim
babwe, Mitte der 1960er Jahre seine Grenzen 
dichtgemacht hat. Damit sollte Sambia von 

den Häfen in Südafrika abgeschnitten wer-
den – aus Rache für Sambias Unterstützung 
der südrhodesischen Freiheitsbewegung. 
Und während des Bürgerkriegs in Mosambik 
musste Malawi seine Fracht von den mosam-
bikanischen Häfen Beira und Nacala nach 
Durban in Südafrika und Daressalam in Tan-
sania umleiten (Snow et al., 2003).

Hohe Handelskosten spiegeln sich in 
hohen Lebensmittelpreisen wider. Dadurch 
sind die Lebenshaltungskosten in Binnen-
Entwicklungsländern in der Regel höher. Zu-
dem machen sich dort Preisschwankungen 
auf dem Weltmarkt besonders bemerkbar. 
Während der jüngsten Ölpreiskrise sind die 
Treibstoffpreise in ölimportierenden Ent-
wicklungsländern ohne Zugang zum Meer 
wie Sambia um fast 50 Prozent gestiegen.

Hürden überwinden

Die Hürden, die eine Binnenlage mit sich 
bringt, überwiegen, doch es gibt auch Vor-
teile. Binnenländer können regionale Zentren 
für Produktion, Infrastruktur und Dienstlei-
stungen werden. Ein Land, das seine zentrale 
Lage genutzt hat, um ausländische Investiti-
onen anzuziehen, ist Ruanda.

Nach enormen Anstrengungen, um 
die Folgen des Genozids von 1994 zu über-

Der größte Hafen Ostafrikas im 

kenianischen Mombasa dient als 

wichtiger Umschlagplatz auch für 

Binnenländer wie Uganda, 

Südsudan, Ruanda und Burundi. Fo
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winden, hat sich Ruanda zu einer der am 
schnellsten wachsenden Wirtschaften 
Afrikas entwickelt. Die Regierung will das 
Land zu einem Infrastruktur- und Dienst-
leistungszentrum für das östliche und süd-
liche Afrika machen. Sie konnte mehrere 
Investoren gewinnen, die Montagewerke 
für Autos (Volkswagen), Computer (Posi-
tivo) und Mobiltelefone (A-Link Technolo-
gies) gebaut haben oder bauen werden.

Luftfracht kann eine Option sein, um 
die Abhängigkeit von Transitländern zu 
verringern. Beispielsweise sind Diamanten 
das wichtigste Exportprodukt Botswanas. 
Sie werden per Flugzeug transportiert, 
nicht per Schiff , Zug oder Lkw. Botswana 
ist eines der wohlhabendsten Länder Afri-
kas südlich der Sahara – wozu sicherlich 
auch die gute Regierungsführung beigetra-
gen hat.

Bürokratie sollte abgebaut werden, um 
Geschäftskosten zu senken und Handel zu 
erleichtern. Regionale Wirtschaftsgemein-
schaften wie COMESA (Common Market 
for Eastern and Southern Africa) arbeiten 
daran, Verzögerungen im Transit und bü-
rokratische Hürden abzubauen. Doch auch 
nach der Verabschiedung des COMESA Pro-
tocol on Transit Trade and Transit Facilities 
bleibt noch viel zu tun. 

KACANA SIPANGULE
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an der Universität Göttingen 

und Koordinatorin des 

Poverty Reduction, Equity and Growth 
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Neue Inseln für die Reichen

Obwohl der Meeresspiegel steigt, dehnt sich 
Lagos in den Atlantischen Ozean aus. Das 
stetige Wachstum der nigerianischen Millio-
nenmetropole hat zur Folge, dass Bauland 
immer kostbarer wird. Besonders begehrt 
sind seit einigen Jahren Grundstücke am 
Meer. Um Platz für schicke Häuser zu schaf-
fen, werden die armen Anwohner verdrängt, 
und dem Ozean und der Lagune wird Land 
abgetrotzt. 

Von Olamide Udoma-Ejorh

Früher wurde das Land an Flussufern und 
Küsten in vielen Staaten den Armen über-
lassen. Es bestand die Gefahr von Über-
schwemmungen, gleichzeitig war die Lage 
am Wasser aber auch günstig für alle Arten 
von Geschäften. Doch das hat sich geän-
dert: Küstengrundstücke haben sich zu 
begehrten Wohngebieten entwickelt. Es ist 
dort weniger geschäftig als früher, der Ver-
kehr auf dem Wasser ist zurückgegangen. 
Und Bauland ist ein knappes Gut.

In Nigerias Wirtschaftsmetropole 
Lagos ist das Interesse an Küstengrundstü-
cken seit der Jahrtausendwende drastisch 
gestiegen, es sind zahlreiche Wohnhäu-
ser und Strandanlagen entstanden. Die 
schönsten Strände gehören den Super-
reichen, die auf eingezäunten Anwesen 
leben. Einige Privatstrände nehmen Ein-
trittsgelder, deren Höhe sich nach dem 
Publikum und der Qualität des Strandes 
richtet. 

In Lagos wurden schon immer arme 
Menschen vertrieben, damit sich Mäch-
tigere ihr Land aneignen konnten. In den 
vergangenen Jahren traf es vor allem die 
Bewohner der Küste und Lagune. Sie wur-
den vertrieben, um Platz für Bauprojekte 
zu schaffen. Ihre Häuser wurden abgeris-
sen, und ihre Menschenrechte wurden ver-
letzt.

Am 9. Oktober 2016 wies der Gou-
verneur von Lagos, Akinwunmi Ambode, 
einige Küstengemeinschaften an, binnen 
einer Woche ihre Häuser zu verlassen. Zur 
Begründung hieß es, nach mehreren Ent-
führungen solle die Sicherheit verbessert 
werden. Doch der wahre Grund für die 

Vertreibung dürfte das Interesse an den 
Grundstücken gewesen sein. Der Oberste 
Gerichtshof der Region stoppte die Anord-
nung des Gouverneurs per einstweiliger 
Verfügung. 

Dennoch verloren in Otodo Gbame 
einige Wochen später rund 30 000 Men-
schen ihr Zuhause: Ihre Häuser wurden 
angezündet, und nach einigen Wirren und 
gewaltsamen Zusammenstößen rissen Po-
lizei und Arbeiter die informelle Siedlung 
ab. Die Sicherheitskräfte sprachen von eth-
nisch motivierten Unruhen, legten dafür 
aber keine überzeugenden Beweise vor. 
Amnesty International und UN-Experten 
forderten die Behörden zur Untersuchung 
der Vorfälle auf. Menschenrechtsakti-
visten verweisen auf das Recht auf si-
cheren Wohnraum. Vor kurzem gab es ei-
nen erneuten Angriff auf Otodo Gbame, bei 
dem 4700 Menschen obdachlos wurden.

Die Erfahrung zeigt, dass Vertrei-
bung keine Lösung ist. Den betroffenen 
Menschen bleibt nichts anderes übrig, als 
irgendwo anders erneut Land zu besetzen. 
Es wäre sinnvoller, mit den Bewohnern zu 

kooperieren, um Wohnraum zu schaffen. 
Das muss nicht an derselben Stelle sein, 
es kann auch an anderen Orten der Stadt 
sein.

GroSSe Ambitionen

Eine langfristige Strategie muss die Bedürf-
nisse der lokalen Bevölkerung berücksich-
tigen. Aber einige ehrgeizige Bauprojekte, 
die derzeit laufen, kommen ausschließ-
lich den bessergestellten Bürgern zugute. 
Das hat in Lagos inzwischen Tradition: Zu 
den ersten großen Immobilienprojekten 
für eine reiche Klientel gehörten das 1990 
errichtete Viertel Dolphin Estate und das 
1999 fertiggestellte Projekt Banana Island. 

Victoria Island wird derzeit in den 
Atlantik ausgedehnt, dort entsteht ein 
neues Wohnviertel namens Eko Atlantic 
City. Wegen der Landgewinnung ist Vic-
toria Island inzwischen keine Insel mehr, 
sondern verbunden mit Lekki, der langen 
Halbinsel zwischen Lagune und Ozean.

Das Projekt Eko Atlantic City ist 
umstritten. Die Behörden wollen dort bis 

In Otodo Gbame wurden viele Behausungen armer Menschen zerstört. 
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Ende dieses Jahres die erste ökologische, 
smarte Stadt Afrikas errichten. Die Regie-
rung des Bundesstaates Lagos verspricht 
neuen Wohnraum und eine Verbesserung 
der Lebensbedingungen für die wachsende 
Bevölkerung, außerdem soll das vorgela-
gerte Land die Metropole vor Sturmfl uten 
schützen. Kritische Journalisten schrieben 
jedoch, Eko Atlantic City sei der Beginn ei-
ner „Klima-Apartheid“, in der nur Wohlha-

bende ein gesundes Lebensumfeld haben 
– eine „utopische Stadt für Eliten“. 

Ironischerweise wurde vor Beginn der 
Bauarbeiten keine Umweltstudie vorgelegt. 
Experten zufolge haben sich an anderen 
Küstenabschnitten durch Baggerarbeiten 
und Landaufschüttung Bodenerosion und 
Überschwemmungen verstärkt. Außerdem 
haben Veränderungen der Küstenlinie Aus-
wirkungen auf das dortige Ökosystem. 

In der Lagune entstehen derzeit drei 
neue Inseln. Die Behörden kündigten die 
Projekte im vergangenen Jahr an, die Arbei-
ten kommen off enbar gut voran. In der La-
gune ist das Wasser ruhiger. 

Für jedes neue Projekt wurden die Be-
hausungen armer Anwohner zerstört. Die 
Regierung des Bundesstaates behauptet, es 
gehe um die Verbesserung der Lebensqua-
lität aller Bürger von Lagos. Allerdings sind 
all die neuen Immobilien nur für höchstens 
ein Fünftel der Bevölkerung bezahlbar. 
Umweltaspekte spielen auf den Websites 
der Immobilienunternehmer überhaupt 
keine Rolle. 

Stadtplaner sollten aber den Klima-
wandel berücksichtigen. Das Ballungsge-

biet Lagos beginnt gerade erst, sich damit 
auseinanderzusetzen. Die Küstengebiete 
sind von Überschwemmung, Erosion 
und Sturmfl uten bedroht. Bislang waren 
Buhnen – Mauern, die rechtwinklig ins 
Meer hineinragen – die bevorzugte Lösung 
zum Schutz vor dem Atlantik. Sie brechen 
die Wellen und stoppen so die Abtragung 
des Bodens. Im vergangenen Jahr wurden 
36 Milliarden nigerianische Naira (110 Mil-
lionen Euro) veranschlagt, um 18 Buhnen 
entlang eines siebeneinhalb Kilometer 
langen Küstenabschnitts auf Lekki zu er-
richten. 

Die Ausdehnung von Lagos ins Meer 
und die Lagune erfolgt zu einer Zeit, da der 
Meeresspiegel ansteigt. So bleibt abzuwar-
ten, ob sich das gewonnene Land auf lange 
Sicht als bewohnbar erweist.
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Küstenlage

Lagos liegt wie viele andere 
Metropolen der Welt an einer 
Küste, und die Geschichte der 
Stadt ist eng mit dem Wasser 
verfl ochten. 

Lagos bedeutet auf Por-
tugiesisch „Seen“. Was heute 
eine Megacity ist, war einst eine 
Ansammlung von Siedlungen 
an der Küste und auf den Inseln 
der etwa 50 Kilometer langen La-
gune. Die Stadt entstand da, wo 
die Lagune auf den Atlantischen 
Ozean triff t, und breitete sich 
seither nach Norden und Westen 

aus. Diese Gegenden werden als 
„Festland“ bezeichnet. 

Die Lagune von Lagos 
war ein natürlicher Hafen, und 
der Seehandel verhalf der Stadt 
zu Bedeutung. Lange Zeit war 
Lagos der wichtigste Hafen in 
Westafrika. Mitte des 19. Jahr-
hunderts wurde der Apapa-
Hafen errichtet, und als zweiter 
Hafen kam 1997 der Tin Can 
Island Port hinzu. Lagos ist das 
wichtigste Handelszentrum 
von Nigeria, in seinen Häfen 
werden 80 Prozent der Importe 

und 60 Prozent der Exporte des 
Landes umgeschlagen.

Früher dienten auch die 
vielen Wasserwege der Stadt als 
wichtige Transportrouten, aber 
inzwischen verbinden Brücken 
die Inseln mit dem Festland, 
und der Straßenverkehr hat an 
Bedeutung gewonnen. Viele 
Wasserwege wurden zudem zur 
Landgewinnung zugeschüttet. 
Weiterhin gibt es ein großes 
Netz aus Wasserläufen und Ka-
nälen, die jedoch vor allem zur 
Müllentsorgung genutzt wer-
den. Auch Chemikalien landen 
illegal in den einstigen Wasser-
straßen, an denen verschiedene 
Fabriken angesiedelt sind. Da-

rüber hinaus leiten die sechs 
Entwässerungssysteme der 
Megacity die Abwässer in die 
Lagune. Verschmutzung und 
Umweltschäden sind die Folge.

Aktuellen Studien zufolge 
enthalten die Gewässer von La-
gos zahlreiche Schadstoff e, da-
runter Metalle, Waschmittel so-
wie menschliche und tierische 
Exkremente. Das schmutzige 
Wasser verseucht die Umwelt, 
tritt in die Nahrungskette ein 
und löst Krankheiten aus. Die 
traurige Wahrheit ist, dass sich 
Lagos’ historische Affi  nität zum 
Wasser heute nicht in einer 
Achtung der Umwelt wider-
spiegelt. 

nigeria

 lagos
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Schwindende Fischarten

Ein Beobachter aus dem All könnte meinen, 
im Golf von Guinea stehe eine Invasion 
bevor. Das Meer vor Westafrikas Küste ist 
voller Schiffe. Der Grund dafür ist aber 
keine militärische Übung, sondern ein 
destruktives Wettrennen um Ressourcen, in 
das zwei Parteien involviert sind: erstens 
die Ölindustrie mit ihren Hightech-Schiffen 
und Offshore-Bohrinseln und zweitens die 
Fischerei mit gigantischen Schleppnetz-
schiffen internationaler Akteure und mit 
unzähligen kleinen Fischerbooten der loka-
len Bevölkerung. 

Von Nnimmo Bassey

Beide Wirtschaftszweige hängen von Res-
sourcen ab – fossilen oder biologischen. 
Sonst verbindet sie wenig. Allerdings be-
nennen Ölkonzerne ihre Ölfelder gern nach 
Fischsorten. Vor der Küste Nigerias betreibt 
Shell das Bonga-Feld. Bonga heißt ein regi-
onaler Fisch.

Einem afrikanischen Sprichwort 
zufolge leidet das Gras, wenn zwei Ele-
fanten kämpfen. Tatsächlich scheren 
sich die Großunternehmen beider Bran-

chen wenig um die Umwelt. Sowohl die 
Erdölförderung als auch die industriell 
betriebene Hochseefischerei verursachen 
schwere Schäden an der westafrikanischen 
Küste.

Asiatische und europäische Hochsee-
trawler arbeiten dort mit großen Schlepp-
netzen und dezimieren die Fischbestände. 
Sie brechen immer wieder Gesetze, aber das 
bleibt meist ungestraft. Derweil steigen die 
Fischpreise, nicht zuletzt, weil in Senegal 
und Mauretanien immer mehr Fabriken 
entstehen, die den Fang zu Futter für die 
industrielle Massentierhaltung in vermeint-
lich höherentwickelten Ländern Asiens 
oder Europas verarbeiten. Waren in der Ver-
gangenheit nur Trawler aus Japan und der 
EU involviert, sind es zunehmend auch chi-
nesische und russische Schiffe.

Millionen von Westafrikanern leben 
vom Fischfang. Laut der Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten 
Nationen (FAO, 2014) trägt die traditionelle 
Fischerei in Ghana, Mauretanien, São Tomé 
und Príncipe, Senegal, Sierra Leone, Togo 
und anderen Staaten maßgeblich zum Brut-
toinlandsprodukt bei.

Zudem hängt die Eiweißversorgung 
der meisten Menschen der Region von 
Fisch und Meeresfrüchten ab. Industriell 
betriebene Küstenfischerei gefährdet also 
nicht nur die Lebensgrundlage der ört-
lichen Fischer, sondern auch das Nahrungs- 
angebot von Millionen von Menschen. 
Die unabhängige Weltnaturschutzunion 
(IUCN, 2017) urteilt: „Meeresfrüchte bil-
den die Basis für Nahrungsmittelsicherheit 
und sind die Lebensgrundlage von nahezu 
400 Millionen Menschen in west- und zen-
tralafrikanischen Küstenländern.“ Doch die 
Organisation warnt, dass einige Fischarten 
bereits aus dem westafrikanischen Meer 
verschwinden. Bedrohte Arten seien die 
Madeira-Sardinelle (Sardinella maderensis) 
und der Senegal-Umberfisch (Pseudotoli-
thus senegalensis).

Laut IUCN-Bericht unterminiert die 
illegale Fischerei nationale und internati-
onale Anstrengungen, das Überfischen der 
Meere einzudämmen. In einigen Ländern 
sei davon auszugehen, dass der illegale Fang 

Traditionelle 

Fischerboote in 

Dakar, Senegal. Fo
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nochmal 40 Prozent der legal dokumen-
tierten Ausbeute beträgt. Gesetzeswidrige 
Fischerei betreiben sicherlich nicht nur aus-
ländische Trawler, ohne sie wäre die Quote 
aber wesentlich niedriger.

Nachhaltiges und kompetentes Be-
wirtschaften der Fischbestände wäre nötig. 
Bisher geschieht das jedoch nicht. Leider 
verschärft die Ölförderung vor der Küste die 
Probleme.

Negative Folgen von offshore-  
Öl- und -Gasförderung

Die hellen Lichter der Bohrinseln locken 
Fische an. Fischschwärme und andere Mee-
reslebewesen tummeln sich in der Nähe von 
Bohranlagen und den FPSOs genannten 
Schiffen. Das Kürzel steht für „Floating Pro-
duction Storage and Offloading Units“, denn 
die Schiffe fördern, lagern und verladen 
den Rohstoff. Da die Bohrinseln als Sicher-
heitszonen definiert sind, bleiben sie für Fi-
scherboote tabu. Anders als ihre Kollegen in 
anderen Weltregionen, dürfen Westafrikas 
Fischer in diesem Umfeld nicht arbeiten.

Erdöl- und Erdgasförderung scha-
den dem Ökosystem. Ölteppiche zerstören 
Mangrovenwälder und Korallenriffe. Beide 
sind wichtige Laichplätze und bieten Le-
bensraum von Meeresflora und -fauna. Die 
Ausbeutung fossiler Ressourcen hat ver-
heerende Auswirkungen auf die Fischerei, 
nicht nur vor der Küste, sondern in Fluss-
mündungen sowie flussaufwärts. Mehr 
Schiffsverkehr bedeutet außerdem mehr 
Umweltverschmutzung, und immer mehr 
große Schiffe fahren heute die Flüsse hoch.

Nigeria hat eine lange Geschichte 
schrecklicher Öl- und Gasunfälle. 2011 ver-

lor die Bonga-Plattform von Shell 40 000 
Fass Rohöl. Nur wenig später, Anfang 2012, 
flog im Nigerdelta eine Gasbohrinsel von 
Chevron in die Luft. Das Feuer wütete über 
einen Monat. Auch als 1998 eine Pipeline 
von der Idoho-Plattform riss, flossen 40 000 
Fass Erdöl ins Meer. Das größte Desaster er-
eignete sich 1979, als Shells Offshore-Hafen 
Forcados 570 000 Fass verlor.

Die Regierungen der Länder, in de-
nen die Ölindustrie nun erst die Arbeit auf-
nimmt, versprechen, dafür zu sorgen, dass 
solche Unfälle vermieden werden. Doch das 
ist leichter gesagt als getan. Ghana hatte 
bereits dreimal Ölteppiche vor der Küste, 
bevor das erste Rohöl überhaupt verschifft 
wurde.

Über die genauen Auswirkungen von 
Ölteppichen auf die westafrikanische Fi-
scherei gibt es keine gesicherten Studien. 
Bekannt ist aber, dass sich die Fischerei in 
Alaska vom Exxon-Valdez-Desaster vor drei 
Jahrzehnten immer noch nicht vollständig 
erholt hat.

Immer wieder bestreiten Ölkonzerne, 
dass sich seismische Erkundungen auf das 
Ökosystem des Meeres auswirken. Um-
weltschützer hingegen weisen auf negative 
Folgen hin. Sie bringen zum Beispiel Vorfäl-
le tot angeschwemmter Wale an der gha-
naischen Küste damit in Verbindung.

Fest steht, dass die kapitalintensive 
Ölwirtschaft kaum Arbeitsplätze für die ört-
liche Bevölkerung schafft. Der Rohstoff wird 
auch nicht in Afrika, sondern in fernen Län-
dern verarbeitet. Vom Geschäft mit dem Öl 
profitieren die wenigsten Afrikaner.

Politische Entscheidungsträger in 
Afrika lassen sich gern von Ölgeld beeindru-
cken. Den Bedürfnissen der armen Land-
bevölkerung, zu der traditionelle Fischer 
gehören, schenken sie dagegen nur wenig 
Aufmerksamkeit. Die ökonomischen Inte-
ressen der reichen Nationen verschärfen die 
Probleme.

Die Interessen der ländlichen Bevöl-
kerung Westafrikas müssen aber geschützt 
werden. Ihre Erwerbschancen müssen ver-
bessert, nicht gefährdet werden. Afrika-
nische Regierungen müssen sicherstellen, 
dass die Wirtschaftsentwicklung ihrer ge-
samten Bevölkerung dient. Zudem müssen 
sie die Umwelt vor unkontrollierter interna-
tionaler Ausbeutung schützen.
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Fischer gegen Ölmulti

Vor sieben Jahren geriet die Ölbohrplattform 
Deepwater Horizon des britischen Energie-
konzerns BP im Golf von Mexiko in Brand 
und ging unter. Der Unfall kostete elf Men-
schen das Leben und löste eine der größten 
Umweltkatastrophen aller Zeiten aus. Mexi-
kos Fischer und andere Anwohner kämpfen 
bis heute um Entschädigung für die erlit-
tenen wirtschaftlichen Einbußen. Ihre Regie-
rung hat andere Prioritäten, als die Geschä-
digten in ihrem juristischen Streit zu 
unterstützen. 

Von Virginia Mercado und Luis A. Soto

An der Küste der USA, die von der Ölpest be-
troffen war, gab es umfangreiche Säube-
rungsmaßnahmen und Entschädigungen in 
Millionenhöhe. Doch das Ökosystem kennt 
keine Ländergrenzen, und die Ölpest er-
reichte aufgrund der Meeresströmung auch 
andere Gebiete, allen voran Mexiko. Über 
die Folgen dort ist jedoch wenig bekannt.

Mexikos Fischer verzeichneten in den 
Jahren nach der Katastrophe, bei der einer 
wissenschaftlichen Studie zufolge bis zu 2 
Millionen Barrel (rund 320 Millionen Liter) 
Öl ausliefen, einen drastischen Rückgang 
der maritimen Bestände, der zum Teil bis 
heute anhält. Betroffen sind unter anderem 
Krabben, Krebse und Speisefische, die das 
wirtschaftliche Rückgrat der Region bilden. 
Die Bundesstaaten mit den größten Einbu-
ßen sind Campeche, Tabasco, Tamaulipas 
und Veracruz. Die nationalen Medien the-
matisieren das jedoch kaum.

Die Regierung des damaligen Präsi-
denten Felipe Calderón hat Hinweise von 
Wissenschaftlern auf die sich abzeich-
nenden ökologischen Schäden ignoriert. Es 
wurden auch keine rechtlichen Schritte un-
ternommen. Möglicherweise spielten dabei 
kurz zuvor entdeckte weitere Ölvorkommen 
unter dem Meer eine Rolle, deren Ausbeu-
tung mittels einer Ausschreibung an multi-
nationale Unternehmen vergeben werden 
sollte. Es war das erste Mal, dass sich die 
Möglichkeit privater Investitionen im staat-
lichen Mineralölkonzern PEMEX auftaten.

Angesichts der Untätigkeit der Zen-
tralregierung reichten die Bundesstaaten 

Tamaulipas, Veracruz und Quintana Roo 
vor einem US-Gericht Klage gegen BP we-
gen der erlittenen Schäden ein. Sie wurde 
2015 mit der Begründung abgewiesen, dass 
die betroffenen Gebiete in die Verantwor-
tung der mexikanischen Regierung fielen. 
Diese strengte ihrerseits 2013 eine Klage an. 
Das Verfahren läuft noch immer. Unterdes-
sen haben sich auch die Fischer organisiert 
und sind vor Gericht gezogen. Die wesent-
liche Frage ist, ob sie beweisen können, dass 
die erlittenen Einbußen eine Folge der von 
BP verursachten Ölpest sind.

Der Arbeit mexikanischer Wissen-
schaftler kommt dabei eine besondere Be-
deutung zu: Auf ihre Ergebnisse stützt sich 
die Anklage. Einer der beiden Autoren die-
ses Artikels ist Ozeanograf an der Natio-
nalen Autonomen Universität von Mexiko 
(UNAM) und leitet eine Forschungsgruppe, 
die die Folgen zweier großer Ölkatastrophen 
im Golf von Mexiko untersucht hat: Eine re-
sultierte aus einem Unfall an der Explorati-
onsölbohrung Ixtoc von PEMEX 1979, deren 
Folgen noch heute im Ökosystem der Regi-
on und darüber hinaus bemerkbar sind, und 
die andere aus der Havarie der BP-Plattform 
Deepwater Horizon 2010. 

Die ersten Untersuchungen fanden im 
Sommer 2010 statt, drei Monate nach Beginn 
des Ölaustritts, als der Ölteppich die mexika-
nische Küste noch nicht erreicht hatte. Wei-
tere Erhebungen wurden im folgenden Jahr 
im Winter vorgenommen. Zu der Zeit verlau-
fen die Meeresströmungen Richtung Süden, 
so dass die Möglichkeit bestand, dass die 
ausgetretenen Substanzen aus dem Norden 
in tiefe Wasserschichten oder auch an die 
Küsten gelangten. Eine Untersuchung von 
Mikroorganismen, die in Meeressedimenten 
leben, im Winter 2012 ergab große Verände-
rungen in Bezug auf das Vorkommen von 
Kohlenwasserstoffen, was mit der Ölver-
schmutzung zusammenhängen kann. 

Trotz der wissenschaftlichen Erkennt-
nisse bestreitet BP, dass die beobachteten 
Veränderungen auf die Deepwater-Horizon-
Ölpest zurückzuführen sind. In dem Zusam-
menhang wirkt sich auch die fehlende  
Unterstützung der Regierung für die Unter-
suchung in den betroffenen Küstenregionen 
aus – die in großem Kontrast zu den en-
ormen Ressourcen steht, die BP für seine 
rechtliche Verteidigung aufwendet.

In Mexiko sind kritische Stimmen 
laut geworden, die eine Abkehr von der fast 

2010 brannte die BP-Ölbohrplattform Deepwater Horizon im Golf von Mexiko und löste eine 

der größten Umweltkatastrophen aller Zeiten aus. 
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BEDROHTE KÜSTEN

ausschließlichen Förderung von Öl zur 
Energiegewinnung und stattdessen mehr 
Einsatz erneuerbarer Energien fordern. 
Das Ökosystem ist permanent bedroht, 
denn an den Fördermethoden hat sich seit 
der Ölpest vor sieben Jahren nur wenig ge-
ändert. Knapp fünf Jahre danach gab es 
eine Explosion an einer PEMEX-Bohrplatt-
form in der Sonda de Campeche. Vier Men-
schen starben, mehrere weitere wurden 
verletzt. Auch wenn kein Öl austrat, ver-
deutlichte der Vorfall doch die Gefahr, die 
permanent besteht.

Im Dezember 2016 wurden die Gewin-
ner der Ausschreibungen für Tiefseeboh-
rungen in mexikanischen Gewässern be-
kanntgegeben. Zwei Ölfelder gingen an BP 
in Partnerschaft mit der norwegischen 

Statoil und der französischen Total – ob-
wohl der Konzern bis heute keinerlei Ver-
antwortung für die Schäden an Mexikos Kü-
sten übernommen hat. 
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